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Verlautbarungen des Heiligen Vaters

Nr. 13	 Botschaft von Papst Franziskus zum 
29. Welttag der Kranken

»Nur einer ist euer Meister, ihr alle aber seid 
Brüder« (Mt 23,8). Das Vertrauensverhältnis als 

Grundlage der Sorge um Kranke

Liebe Brüder und Schwestern,

der 29. Welttag der Kranken am 11. Februar 2021, 
Gedenktag Unserer Lieben Frau von Lourdes, ist 
eine gute Gelegenheit, um den Kranken und denen, 
die ihnen in Kranken- und Pflegeheimen oder im 
Schoß der Familie und in den Gemeinden beiste-

hen, ein besonderes Augenmerk zu schenken. 
Ganz besonders denke ich dabei an alle, die auf der 
ganzen Welt an den Folgen der Coronavirus-Pan-
demie leiden. Ich versichere allen, und vorrangig 
den Ärmsten und Ausgeschlossenen, meine geis-
tige Nähe und die liebevolle Fürsorge der Kirche. 

1. Das Motto dieses Welttages stammt aus einem 
Abschnitt im Evangelium, wo Jesus die Heuche-
lei derer kritisiert, die reden aber nicht handeln 
(vgl. Mt 23, 1-12). Wenn sich der Glaube auf ste-
rile Wortspielereien beschränkt, ohne mit der 
Geschichte und den Bedürfnissen des Nächsten zu 
tun zu haben, dann fehlt es an Kohärenz zwischen 
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dem Glaubensbekenntnis und dem wirklichen 
Leben. Das ist eine große Gefahr; deshalb verwen-
det Jesus starke Ausdrücke, um vor der Gefahr 
der wachsenden Selbstvergötterung zu warnen. Er 
sagt: »Nur einer ist euer Meister, ihr alle aber seid 
Brüder« (V. 8).

»Sie reden nur, tun es aber nicht« (V. 3): Das ist 
die Kritik Jesu, die immer und für alle heilsam ist, 
denn niemand ist gegen die Heuchelei, die ein 
sehr großes Übel ist, gefeit. Sie verhindert unser 
Wachstum als Kinder des einzigen Vaters, die zu 
einer universalen Geschwisterlichkeit gerufen sind.

Angesichts der Not unserer Brüder und Schwes-
tern stellt uns Jesus ein der Heuchelei diametral 
entgegengesetztes Verhalten vor Augen. Er lädt 
dazu ein, anzuhalten, zuzuhören, einen direkten, 
persönlichen Kontakt zum anderen herzustellen, 
Empathie und Betroffenheit ihm oder ihr gegen-
über zu zeigen und sich von dem Leid anrühren zu 
lassen, bis dahin, sich hierfür in den Dienst stellen 
zu lassen (vgl. Lk 10,30-35).

2. Die Erfahrung der Krankheit lässt uns unsere 
Verwundbarkeit und gleichzeitig unsere angebo-
rene Abhängigkeit vom anderen erfahren. Unser 
kreatürlicher Zustand wird dadurch noch deutli-
cher sichtbar, und wir erfahren unsere offensicht-
liche Abhängigkeit von Gott. Tatsächlich machen 
sich, wenn wir krank sind, Unsicherheit, Angst, 
manchmal Bestürzung, in Geist und Herz breit; wir 
sind hilflos, weil unsere Gesundheit nicht von unse-
ren Fähigkeiten oder „all unseren Sorgen‟ (vgl. Mt 
6,27) abhängt.

Die Krankheit zwingt zu einer Sinnfrage, die sich im 
Glauben an Gott richtet: eine Frage auf der Suche 
nach einer neuen Bedeutung und einer neuen Rich-
tung der Existenz. Manchmal findet sie nicht sofort 
eine Antwort. Selbst Freunde und Verwandte können 
nicht immer auf dieser mühsamen Suche helfen.

In diesem Zusammenhang ist die biblische Figur des 
Ijob aufschlussreich. Weder seiner Frau noch seinen 
Freunden gelingt es, ihm in seinem Unglück beizu-
stehen. Im Gegenteil, sie klagen ihn an und ver-
schlimmern seine Einsamkeit und Hilflosigkeit. Ijob 
versinkt in einen Zustand der Verlassenheit und des 
Unverstandenseins. Aber genau durch diese ext-
reme Gebrechlichkeit hindurch und indem er jede 
Heuchelei zurückweist und den Weg der Ehrlichkeit 
gegenüber Gott und den Nächsten wählt, dringt sein 
beharrliches Rufen bis zu Gott, der schließlich ant-
wortet und ihm einen neuen Horizont eröffnet. Er 
bestätigt, dass sein Leiden keine Strafe ist, und auch 
kein Zustand der Gottesferne oder ein Zeichen sei-
ner Gleichgültigkeit. Deshalb strömt aus dem ver-
letzten und wieder geheilten Herzen Ijobs diese 
bewegte Aussage über den Herrn: »Vom Hörensa-
gen nur hatte ich von dir gehört, jetzt aber hat mein 
Auge dich geschaut« (42,5).

3. Die Krankheit hat immer ein Antlitz, und nicht 
nur eines: sie besitzt das Antlitz jedes und jeder 
Kranken, auch von denen, die sich nicht wahrge-

nommen, vielmehr ausgeschlossen und als Opfer 
von sozialer Ungerechtigkeit fühlen, die ihnen 
ihre existentiellen Rechte verweigert (vgl. Enzyk-
lika Fratelli tutti, 22). Die gegenwärtige Pandemie 
hat viele Unzulänglichkeiten der Gesundheitssys-
teme und Mängel bei der Betreuung Kranker ans 
Licht gebracht. Den Alten, Schwachen und Hilflo-
sen wird nicht immer der Zutritt zu den Behandlun-
gen gewährleistet, und nicht immer ist er gerecht 
geregelt. Das hängt von politischen Entscheidun-
gen ab, von der Verwaltung der Ressourcen und 
dem Einsatz der Entscheidungsträger. Ressourcen 
für die Pflege und den Beistand der Kranken anzu-
legen hat Vorrang, denn damit wird das Prinzip 
erfüllt, dass die Gesundheit ein primäres Gemein-
gut ist. Zugleich hat die Pandemie auch die Ein-
satzbereitschaft und die Großherzigkeit des Perso-
nals im Gesundheitswesen, von Ehrenamtlichen, 
von Arbeitern und Arbeiterinnen, von Priestern und 
Ordensleuten deutlich gemacht, die mit Professi-
onalität, Opferbereitschaft, Verantwortungsbe-
wusstsein und Nächstenliebe vielen Kranken und 
ihren Familienangehörigen geholfen, sie gepflegt, 
getröstet und versorgt haben. Eine schweigsame 
Schar von Männern und Frauen, die sich entschie-
den haben, in diese Gesichter zu schauen und sich 
der Wunden der Patienten anzunehmen, weil sie 
sich aufgrund der gemeinsamen Zugehörigkeit zur 
Menschheitsfamilie ihnen nahe fühlten.

Die Nähe ist in der Tat ein kostbares Balsam, das 
dem Leidenden in seiner Krankheit Stütze und 
Trost gibt. Für uns Christen ist die Nähe ein Aus-
druck der Liebe Christi, des barmherzigen Sama-
riters, der aus Mitleid jedem Menschen in seiner 
von der Sünde verletzten Existenz nahe kommt. 
Durch das Wirken des Heiligen Geistes sind wir 
mit ihm verbunden und daher berufen, barmherzig 
wie der Vater zu sein und besonders unsere kran-
ken, schwachen und leidenden Geschwister zu lie-
ben (vgl. Joh 13,34-35). Und wir leben diese Nähe 
nicht nur individuell, sondern auch gemeinschaft-
lich; denn in der Tat schafft die geschwisterliche 
Liebe in Christus eine Gemeinschaft, die fähig ist 
zu heilen, die keinen fallenlässt, die einbezieht und 
besonders die Schwächsten aufnimmt.

Diesbezüglich möchte an die Bedeutung der 
geschwisterlichen Solidarität erinnern, die sich 
konkret im Dienst äußert und viele sehr verschie-
dene Formen annehmen kann, die alle auf die 
Unterstützung des Nächsten ausgerichtet sind. 
»Dienen bedeutet, für die Schwachen in unse-
ren Familien, in unserer Gesellschaft, in unse-
rem Volk zu sorgen« (Homilie bei der Eucharis-
tiefeier in Havanna, 20. September 2015). In die-
sem Engagement kann jeder seine Bedürfnisse, 
seine Erwartungen und sein Überlegenheitsgefühl 
gegenüber dem konkreten Blick der Schwächs-
ten zurückstellen. »Der Dienst schaut immer auf 
das Gesicht des Mitmenschen, berührt seine Leib-
lichkeit, spürt seine Nähe und in manchen Fällen 
sogar das „Kranke‟ und sucht, ihn zu fördern. 
Darum ist der Dienst niemals ideologisch, denn 
man dient nicht Ideen, sondern man dient Men-
schen« (Ebd.).
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4. Für eine gute Therapie ist daher der relationale 
Aspekt wesentlich, weil man dadurch einen holis-
tischen Ansatz für den Menschen anwenden kann. 
Wenn dieser Aspekt zur Geltung gebracht wird, 
hilft das auch den Ärzten, dem Pflegepersonal, 
den Fachleuten und Ehrenamtlichen, sich der Lei-
denden anzunehmen und sie in einem Prozess der 
Heilung zu begleiten. Dies geschieht dank einer 
vertrauensvollen interpersonalen Beziehung (vgl. 
Nuova Carta degli Operatori Sanitari [2016], 4). 
Es geht also darum, einen Pakt zwischen den Pfle-
gebedürftigen und den Pflegenden zu schließen. 
Dieser Pakt gründet auf dem Vertrauen und dem 
gegenseitigen Respekt, auf der Aufrichtigkeit und 
auf der Hilfsbereitschaft, um damit jede Schwelle 
einer Verteidigungshaltung zu überwinden, die 
Würde des Kranken ins Zentrum zu stellen, die 
Professionalität des Pflegepersonals zu schützen 
und ein gutes Verhältnis zu den Familien der Pati-
enten zu unterhalten.

Eben diese Beziehung mit dem kranken Menschen 
findet eine unerschöpfliche Quelle an Motivation 
und Kraft in der Liebe Christi, wie das über ein 
Jahrtausend reichende Zeugnis der Männer und 
Frauen zeigt, die sich im Dienst für die Kranken 
geheiligt haben. Tatsächlich geht aus dem Geheim-
nis des Todes und der Auferstehung Christi jene 
Liebe hervor, die in der Lage ist, sowohl der Situ-
ation des Patienten, wie auch der des Pflegenden 
einen echten Sinn zu geben. Das bestätigt das 
Evangelium viele Male, wenn es zeigt, dass die von 
Jesus gewirkten Heilungen keine magischen Gesten 
sind, sondern immer die Frucht einer Begegnung, 
einer interpersonalen Beziehung sind, bei der die 
von Jesus geschenkte Gabe Gottes im Glauben des 
Empfängers seine Entsprechung findet, wie es das 
von Jesus oft wiederholte Wort resümiert: „Dein 
Glaube hat dich geheilt‟.

5. Liebe Brüder und Schwestern, das Liebesgebot, 
das Jesus seinen Jüngern hinterlassen hat, findet 
seine konkrete Verwirklichung auch in der Bezie-
hung mit den Kranken. Eine Gesellschaft ist umso 
menschlicher, wie sie sich ihrer schwachen und lei-
denden Glieder anzunehmen vermag und wie sie 
dies aus dem Geist einer geschwisterlichen Liebe 
leisten kann. Streben wir nach diesem Ziel und 
machen wir es in einer Weise, dass keiner einsam 
zurückbleibt und keiner sich ausgeschlossen oder 
fallengelassen fühlt.

Ich empfehle alle Kranken, die im Gesundheitswe-
sen Tätigen und alle, die sich an der Seite der Lei-
denden engagieren, Maria, der Mutter der Barm-
herzigkeit und des Heils der Kranken, an. Von 
der Grotte zu Lourdes und von den zahllosen, ihr 
gewidmeten Heiligtümern überall auf der Welt 
stütze sie unseren Glauben und unsere Hoffnung, 
und sie stehe uns bei, dass sich einer des anderen 
annehme in geschwisterlicher Liebe. Von Herzen 
erteile ich allen meinen Segen.

Rom, St. Johannes im Lateran, 20.12.2020, vierter 
Adventssonntag.
	 Franziskus

Nr. 14	 Fastenbotschaft von Papst Franzis-
kus zur Fastenzeit 2021

»Siehe, wir gehen nach Jerusalem hinauf« 
(Mt 20,18)  

Fastenzeit – Zeit der Erneuerung von Glaube, 
Hoffnung und Liebe 

Liebe Brüder und Schwestern, 

als Jesus seinen Jüngern sein Leiden, seinen Tod und 
seine Auferstehung ankündigt, um den Willen des 
Vaters zu erfüllen, da enthüllt er ihnen zugleich den 
tieferen Sinn seiner Sendung und ruft sie, an dieser 
Sendung zum Heil der Welt teilzunehmen. 

Auf dem Weg der Fastenzeit, der uns zur Feier der 
österlichen Geheimnisse führt, denken wir an den, 
der sich »erniedrigte [und] gehorsam [war] bis zum 
Tod, bis zum Tod am Kreuz« (Phil 2,8). In dieser Zeit 
der Umkehr erneuern wir unseren Glauben, schöp-
fen wir vom „lebendigen Wasser‟ der Hoffnung und 
empfangen mit offenem Herzen die Liebe Gottes, die 
uns zu Brüdern und Schwestern in Christus werden 
lässt. In der Osternacht werden wir unser Taufver-
sprechen erneuern, um durch das Wirken des Hei-
ligen Geistes als neue Menschen wiedergeboren zu 
werden. Wie das gesamte christliche Leben wird 
schon der Weg der Fastenzeit gänzlich vom Licht der 
Auferstehung erhellt, das die Gesinnung, die Haltung 
und die Entscheidungen dessen beseelt, der Christus 
nachfolgen will. 

Fasten, Gebet und Almosen sind, nach Jesu Verkün-
digung (vgl. Mt 6,1-18), sowohl Bedingung als auch 
Ausdruck unserer Umkehr. Der Weg der Armut und 
des Verzichts (das Fasten), der liebevolle Blick und 
die Wohltaten für den verletzten Mitmenschen (das 
Almosen) und das kindliche Gespräch mit dem Vater 
(das Gebet) erlauben uns, einen ehrlichen Glauben, 
eine lebendige Hoffnung und eine tätige Liebe zu 
verwirklichen. 

Der Glaube ruft uns auf, die Wahrheit anzunehmen 
und ihre Zeugen zu werden vor Gott und unseren 
Brüdern und Schwestern  

Die in Christus offenbar gewordene Wahrheit anzu-
nehmen und zu leben heißt in dieser Fastenzeit vor 
allem, sich vom Wort Gottes ansprechen zu lassen, 
das uns von Generation zu Generation von der Kir-
che überliefert wird. Diese Wahrheit ist nicht ein 
Gedankengebäude, das nur wenigen erlesenen klu-
gen oder vornehmen Köpfen zugänglich wäre. Sie 
ist eine Botschaft, die wir dank eines verständigen 
Herzens empfangen und begreifen können, das offen 
ist für die Größe Gottes, der uns liebt, noch bevor 
wir darum wissen. Diese Wahrheit ist Christus selbst, 
der unser Menschsein ganz und gar angenommen 
hat und so zum Weg geworden ist, der zur Fülle des 
Lebens führt. Dieser Weg ist anspruchsvoll, aber 
offen für alle. 

Das Fasten als Erfahrung des Verzichtes führt alle, 
die sich in der Einfachheit des Herzens darum 
mühen, zur Wiederentdeckung der Gaben Got-
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tes und zum Verständnis unserer Wirklichkeit als 
Geschöpfe nach seinem Bild und Gleichnis, die in 
ihm Vollendung finden. Wer fastet und sich freiwil-
lig auf die Erfahrung der Armut einlässt, wird arm 
mit den Armen und „sammelt‟ somit einen Schatz 
an empfangener und geteilter Liebe. So verstan-
den und praktiziert hilft das Fasten, Gott und den 
Nächsten zu lieben, da, wie der heilige Thomas 
von Aquin lehrt, die Liebe eine Bewegung der Auf-
merksamkeit für den anderen ist, die ihn als eines 
Wesens mit sich selbst betrachtet (vgl. Enzyklika 
Fratelli tutti, 93). 

Die Fastenzeit dient dazu, den Glauben zu ver-
tiefen beziehungsweise Gott in unser Leben ein-
zulassen und ihm zu erlauben, bei uns „Wohnung 
zu nehmen‟ (vgl. Joh 14,23). Fasten heißt unser 
Dasein von allem befreien, was es belastet, auch 
von der Übersättigung durch – wahre oder falsche 
– Informationen und durch Konsumartikel, um so 
die Türen unseres Herzens für den zu öffnen, der 
ganz arm, aber zugleich »voll Gnade und Wahrheit« 
(Joh 1,14) zu uns kommt – für den Sohn Gottes, 
des Erlösers. 

Die Hoffnung als „lebendiges Wasser‟, das uns fähig 
macht, unseren Weg weiterzugehen 

Die Samariterin, die Jesus am Brunnen bittet, ihm 
zu trinken zu geben, versteht nicht, als er ihr sagt, 
er könne ihr »lebendiges Wasser« (Joh 4,10) geben. 
Zunächst denkt sie natürlich an normales Wasser, 
Jesus aber meint den Heiligen 

Geist, den er im Ostergeheimnis in Überfülle schen-
ken wird und der uns die Hoffnung eingießt, die 
nicht enttäuscht. Bereits bei der Ankündigung sei-
nes Leidens und Todes zeigt Jesus diese Hoffnung 
an, wenn er sagt: »Und am dritten Tag wird er auf-
erweckt werden« (Mt 20,19). Jesus spricht zu uns 
von der Zukunft, die uns die Barmherzigkeit des 
Vaters weit aufgetan hat. Mit ihm und dank ihm hof-
fen heißt glauben, dass die Geschichte nicht einfach 
mit unseren Fehlern, unseren Gewalttätigkeiten und 
Ungerechtigkeiten und mit der Sünde, welche die 
Liebe kreuzigt, zu Ende geht. Es bedeutet, aus sei-
nem offenen Herzen die Vergebung des Vaters zu 
schöpfen. 

In der gegenwärtigen sorgenreichen Situation, in der 
alles zerbrechlich und unsicher erscheint, könnte es 
als Provokation wirken, von Hoffnung zu sprechen. 
Die Fastenzeit ist dazu da, um zu hoffen, um von 
neuem den Blick auf die Geduld Gottes zu richten. Er 
hört nicht auf, für seine Schöpfung zu sorgen, wäh-
rend wir sie allzu oft schlecht behandelt haben (vgl. 
Enzyklika Laudato siʼ, 32-33; 43-44). 

Es ist eine Hoffnung auf Versöhnung, zu der uns der 
heilige Paulus eindringlich ermahnt: »Lasst euch mit 
Gott versöhnen!« (2 Kor 5,20) Durch den Empfang 
der Vergebung im Bußsakrament, das im Zentrum 
unseres Weges der Umkehr steht, können wir unse-
rerseits Vergebung weitergeben: Weil wir selbst Ver-
gebung empfangen haben, können auch wir verge-
ben, wenn wir zum aufmerksamen Dialog fähig sind 

und dem Verwundeten hilfreich zur Seite stehen. Die 
Vergebung Gottes, auch mittels unserer Worte und 
Gesten, erlaubt uns, Ostern im Geist der Geschwis-
terlichkeit zu leben. 

In der Fastenzeit wollen wir mehr darauf bedacht 
sein, »Worte der Ermutigung zu sagen, die wie-
der Kraft geben, die aufbauen, die trösten und die 
anspornen, statt Worte, die demütigen, die traurig 
machen, die ärgern, die herabwürdigen« (Enzyklika 
Fratelli tutti, 223). Um Hoffnung zu vermitteln reicht 
es manchmal schon, »ein freundlicher Mensch« zu 
sein, »der seine Ängste und Bedürfnisse beiseite-
lässt, um aufmerksam zu sein, ein Lächeln zu schen-
ken, ein Wort der Ermutigung zu sagen, einen Raum 
des Zuhörens inmitten von so viel Gleichgültigkeit zu 
ermöglichen« (ebd., 224).  

In der Sammlung und im stillen Gebet wird uns die 
Hoffnung als Inspiration und inneres Licht geschenkt, 
das die Herausforderungen und Entscheidungen auf 
dem Weg unserer Sendung erhellt. Deshalb ist es so 
wichtig, sich im Gebet zu sammeln (vgl. Mt 6,6) und 
im Verborgenen dem liebevollen Vater zu begegnen. 

Die Fastenzeit voll Hoffnung leben heißt spüren, dass 
wir in Christus 

Zeugen einer neuen Zeit sind, in der Gott „alles neu 
macht‟ (vgl. Offb 21,1-6). Es bedeutet, die Hoff-
nung Christi zu empfangen, der sein Leben am 
Kreuz hingibt und den Gott am dritten Tag aufer-
weckt, und zugleich »stets bereit« zu sein, »jedem 
Rede und Antwort zu stehen, der von [uns] Rechen-
schaft fordert über die Hoffnung, die [uns] erfüllt« 
(1 Petr 3,15).  

3. Die auf den Spuren Christi in Aufmerksamkeit und 
Mitgefühl gegenüber jedem Menschen gelebte Liebe 
ist der höchste Ausdruck unseres Glaubens und 
unserer Hoffnung 

Die Liebe freut sich, wenn sie den anderen wachsen 
sieht. Daher leidet sie, wenn der andere in Bedräng-
nis ist: einsam, krank, obdachlos, verachtet, bedürf-
tig … Die Liebe ist der Impuls des Herzens, der uns 
aus uns selbst herausgehen und ein Band der Teil-
habe und Gemeinschaft entstehen lässt. 

»Ausgehend von der sozialen Liebe ist es möglich, 
zu einer Zivilisation der Liebe voranzuschreiten, zu 
der wir uns alle berufen fühlen können. Die Liebe 
kann mit ihrer universalen Dynamik eine neue Welt 
aufbauen, weil sie nicht ein unfruchtbares Gefühl 
ist, sondern vielmehr das beste Mittel, um wirksame 
Entwicklungsmöglichkeiten für alle zu finden« (Enzy-
klika Fratelli tutti, 183). 

Die Liebe ist ein Geschenk, das unserem Leben Sinn 
verleiht und dank dessen wir den Bedürftigen als 
Teil unserer eigenen Familie, als Freund, als Bruder 
oder Schwester betrachten. Das Wenige, das man 
in Liebe teilt, wird niemals aufgebraucht, sondern 
wird zu Vorräten des Lebens und des Glücks. So 
geschah es mit dem Mehl und dem Öl der Witwe 
von Sarepta, die dem Propheten Elija ein klei-
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nes Gebäck anbot (vgl. 1 Kön 17,7-16), oder bei 
der wunderbaren Brotvermehrung, als Jesus die 
Brote segnete, brach und den Jüngern zum Austei-
len an die Menge gab (vgl. Mk 6,30-44). Genauso 
geschieht es mit unserem – großen oder kleinen – 
Almosen, wenn es nur mit Freude und Schlichtheit 
gegeben wird. 

Eine Fastenzeit der Liebe leben heißt sich um den 
kümmern, der aufgrund der Covid-19-Pandemie eine 
Situation des Leidens, der Verlassenheit oder Angst 
durchmacht. Angesichts großer Ungewissheit bezüg-
lich der Zukunft denken wir an das Wort, das Gott an 
seinen Knecht richtet: »Fürchte dich nicht, denn ich 
habe dich ausgelöst!« (Jes 43,1), während wir durch 
unsere Liebe ein Wort des Vertrauens anbieten und 
den anderen spüren lassen: Gott liebt dich wie einen 
Sohn und eine Tochter. 

»Nur mit einem durch die Liebe geweiteten Blick, 
der die Würde des anderen wahrnimmt, können die 
Armen in ihrer unfassbaren Würde erkannt und mit 
ihrem eigenen Stil und ihrer Kultur geschätzt werden 

und so wirklich in die Gesellschaft integriert werden« 
(Enzyklika Fratelli tutti, 187). 

Liebe Brüder und Schwestern, jede Etappe unseres 
Lebensweges ist eine Zeit des Glaubens, Hoffens 
und Liebens. Dieser Aufruf, die Fastenzeit als einen 
Weg der Umkehr, des Gebets und des Teilens unserer 
Güter zu leben, soll uns helfen, in unserem gemein-
schaftlichen wie persönlichen Erinnern den Glauben, 
der vom lebendigen Christus kommt, die Hoffnung, 
die vom Hauch des Heiligen Geist beseelt wird, und 
die Liebe, deren unerschöpfliche Quelle das barm-
herzige Herz des Vaters ist, zu erneuern. 

Maria, die Mutter des Erlösers, treu zugegen am Fuß 
des Kreuzes und im Herzen der Kirche, stehe uns mit 
ihrer fürsorglichen Gegenwart bei, und der Segen 
des Auferstandenen geleite uns auf dem Weg zum 
österlichen Licht. 

Rom, St. Johannes im Lateran, am 11.11.2020, 
Gedenktag des heiligen Martin von Tours. 
	 Franziskus

Verlautbarungen der Deutschen Bischofskonferenz

Nr. 15	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Fastenaktion Misereor 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

was wir während der Corona-Pandemie in unserem Alltag erleben, gilt auch weltweit: 
Wir brauchen den sozialen Zusammenhalt. Wo Menschen aufeinander achten und fürein-
ander einstehen, da kann Zukunft gelingen. Wir sind dringend auf einen Lebensstil ange-
wiesen, der vom Respekt vor jedem Menschen und vor Gottes Schöpfung geprägt ist.

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem Leitwort „Es geht! Anders.‟ 
Sie stellt Menschen in den Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Gemeinschaften 
in Bolivien eine bessere Zukunft auf den Weg bringen. Sie passen die Landwirtschaft 
der Vielfalt des Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammenleben gestalten sie im Ein-
klang untereinander und mit der Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.‟

Doch der Lebensraum der indigenen Völker wird bedroht – durch die wirtschaftli-
chen Interessen der Agrarindustrie, durch Bergbau und Gasförderung.

Deshalb: Stellen wir uns an die Seite der Menschen in Bolivien und andernorts! 
Gestalten wir gemeinsam die Fastenzeit als eine Zeit der Umkehr. Streben wir nach 
mehr globaler Gerechtigkeit – sozial und ökologisch. Teilen wir mit den Menschen im 
Globalen Süden unsere Hoffnungen, unsere Gebete und unser Engagement. Herzlich 
danken wir Ihnen auch für Ihre großherzige Spende für Misereor.

Fulda, den 24.09.2020	 Für das Bistum Essen

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck

	 Bischof von Essen

Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 
verlesen bzw. in geeigneter Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, dem 21. 
März 2021, ist ausschließlich für das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bestimmt.
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Verlautbarungen des Verbandes der Diözesen Deutschlands 

Nr. 16 	 Satzung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands1

i.d.F. des Beschlusses der Vollversammlung 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 

23.11.2020

Präambel

Die (Erz-)Diözesen der Kirche in Deutschland schlie-
ßen sich zu einem Verband in der Rechtsform einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft zusammen. Er soll 
die Arbeit der Deutschen Bischofskonferenz recht-
lich und ökonomisch unterstützen. Zudem soll er die 
Zusammenarbeit der (Erz-)Diözesen in wirtschaftli-
chen, rechtlichen, administrativen und technischen 
Fragen vertiefen, die aktive Mitwirkung der Kirche in 
der Gesellschaft fördern, Aufgaben bearbeiten, die 
sich der gesamten Kirche in Deutschland stellen und 
die Arbeit der Deutschen Bischofskonferenz enger 
mit den ökonomischen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen abstimmen. Zur Sicherung der gegensei-
tigen Solidarität, zur Stärkung der Einheit und zur 
Förderung des Gesamtwohls der Kirche erlassen die 
(Erz-)Bischöfe folgende Verbandssatzung: 

§ 1 
Errichtung, Name, Mitgliedschaft

(1) Die Erzdiözesen Bamberg, Freiburg, Köln, Mün-
chen und Freising sowie Paderborn und die Diöze-
sen Aachen, Augsburg, Eichstätt, Essen, Fulda, Hil-
desheim, Limburg, Mainz, Münster, Osnabrück, Pas-
sau, Regensburg, Rottenburg, Speyer, Trier sowie 
Würzburg haben sich durch Vertrag vom 04. März 
1968 zu dem „Verband der Diözesen Deutschlands‟ 
(nachfolgend Verband) zusammengeschlossen. Mit 
Wirkung zum 01. Januar 1991 sind dem Verband 
die Bistümer Berlin und Dresden-Meißen, die Apo-
stolische Administratur Görlitz und die Bischöflichen 
Ämter Erfurt-Meiningen, Magdeburg und Schwerin 
beigetreten. Seit der darauffolgenden Neuordnung 
der Bistümer besteht der Verband aus den Erzdiöze-
sen Bamberg, Berlin, Freiburg, Hamburg, Köln, Mün-
chen und Freising sowie Paderborn und den Diöze-
sen Aachen, Augsburg, Dresden-Meißen, Eichstätt, 
Erfurt, Essen, Fulda, Görlitz, Hildesheim, Limburg, 
Magdeburg, Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, 
Regensburg, Rottenburg-Stuttgart, Speyer, Trier und 
Würzburg.

(2) Sitz des Verbandes ist Bonn.

§ 2 
Rechtsstellung, Anwendung der Grundordnung

(1) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts.

(2) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse findet in 

ihrer jeweils geltenden, im Amtsblatt der (Erz-)Diö-
zese des jeweiligen Vorsitzenden der Vollversamm-
lung des Verbandes (nachfolgend Vollversammlung) 
veröffentlichten Fassung Anwendung.

§ 3 
Verbandszweck

(1) Der Verband hat die Aufgabe, im Auftrag der 
Deutschen Bischofskonferenz die rechtlichen, wirt-
schaftlichen, administrativen sowie technischen 
Belange der in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)
Diözesen zu wahren und zu fördern. Er übernimmt 
für die Deutsche Bischofskonferenz die Funktion des 
Rechts- und Anstellungsträgers, repräsentiert die 
in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diözesen im 
Rahmen seiner Zuständigkeit nach außen und berät 
die Verbandsmitglieder in Fragen, die für die Kirche 
in Deutschland im Rahmen der Aufgaben des Ver-
bandes von strategischer Bedeutung sind. Der Ver-
band nimmt ferner die ihm durch die Vollversamm-
lung ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben wahr.

(2) Der Verbandszweck wird insbesondere durch fol-
gende Aufgaben verwirklicht:

a) Wahrnehmung der Belange der Verbandsmitglie-
der gegenüber öffentlichen und privaten Stellen auf 
nationaler und internationaler Ebene,
b) Beobachtung der für die Kirche in Deutschland 
relevanten Rechtsentwicklungen,
c) Beratung der Organe und der Verbandsmitglieder 
in rechtlichen, wirtschaftlichen, administrativen und 
technischen Angelegenheiten,
d) Koordination und Ausgleich innerkirchlicher Inte-
ressen,
e) Bereitstellung von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
administrativen und technischen Dienstleistungen 
für seine Mitglieder durch Bündelung von Ressour-
cen,
f) Aufstellung und Abwicklung des Haushalts des 
Verbandes,
g) Vorbereitung und Durchführung des interdiö-
zesanen Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfahrens 
(Clearing-Verfahren),
h) Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen 
der Solidarität zwischen den (Erz-Diözesen),
i) Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen,
j) Aufsicht über die Kirchliche Zusatzversorgungs-
kasse des Verbandes (nachfolgend KZVK) gemäß 
deren Satzung und nach näherer Maßgabe von § 15 
dieser Satzung,
k) Organisation der Geschäftsstelle der Zentral-
KODA,
l) Organisation der Geschäftsstelle der kirchlichen 
Gerichte auf inter-diözesaner Ebene und/oder auf 
der Ebene der Bischofskonferenz, etwa im Bereich 
des Arbeits- und Datenschutzrechts, 
m) Erstellung von Gutachten und Statistiken sowie 
die Beauftragung und Auswertung von Untersuchun-
gen und Umfragen. 
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§ 4 
Organe

Die Organe des Verbandes sind

a) die Vollversammlung,
b) der Verbandsrat,
c) der Geschäftsführer.

§ 5 
Zusammensetzung der Vollversammlung

(1) Der Vollversammlung gehören mit Stimmrecht 
die Diözesanbischöfe oder die Koadjutoren bzw. die 
Diözesanadministratoren an, wobei sich die Genann-
ten durch schriftlich Bevollmächtigte vertreten las-
sen können. Die Vertretung eines Mitglieds der Voll-
versammlung durch ein anderes Mitglied der Vollver-
sammlung ist unzulässig.

(2) Jedes Mitglied kann einen Berater zuziehen. Vor-
sitzender der Vollversammlung ist der Vorsitzende der 
Deutschen Bischofskonferenz. Bei Verhinderung des 
Vorsitzenden leitet der stellvertretende Vorsitzende der 
Deutschen Bischofskonferenz die Vollversammlung.

(3) Der Geschäftsführer des Verbandes und der 
Leiter der Geschäftsstelle nehmen mit beratender 
Stimme an der Sitzung der Vollversammlung teil. 

§ 6 
Aufgaben der Vollversammlung

(1) Die Vollversammlung ist das oberste Organ des 
Verbandes. Sie ist für alle 

Angelegenheiten zuständig, die nicht nach dieser 
Satzung anderen Organen des Verbandes übertra-
gen sind, insbesondere für die

a) Entscheidungen in strategischen Fragen,  
b) Beschlüsse über den Haushalt,
c) Festsetzung der Verbandsumlage,
d) Aufsicht über den Verbandsrat,
e) Berufungen in den Verbandsrat,
f) Entlastung des Verbandsrates,
g) Aufsicht über den Geschäftsführer,
h) Berufung des Geschäftsführers,
i) Entlastung des Geschäftsführers.

(2) Die Vollversammlung entscheidet mit Einstim-
migkeit ihrer Mitglieder

a) bei Änderungen der Satzung des Verbandes, 
b) bei Änderung der Ordnung über die Grundsätze zur 
Arbeitsweise der Kommissionen und Unterkommissi-
onen, der Geschäftsordnung, der Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungsordnung sowie der Revisionsordnung,
c) bei Auflösung des Verbandes,
d) bei Übernahme neuer Aufgaben,
e) bei Gewährleistung von Verpflichtungen aus 
Anstellungsverträgen,
f) bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten,
g) bei dem Erwerb oder der Veräußerung von unmit-
telbaren Beteiligungen an juristischen Personen,

h) bei Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse in 
einer Höhe von über 500.000 €,
i) bei Aufnahme von Anleihen und Darlehen,
j) bei Festsetzung der Verbandsumlage,
k) bei Verabschiedung des Haushaltsplanes und 
Feststellung des Jahresabschlusses,
l) bei Festlegung des Verteilungsschlüssels für die 
Verbandsumlage auf die einzelnen (Erz-)Diözesen,
m) bei Festlegung von Kostenumlagen,
n) bei einer unterjährigen Ausweitung des Soll-Stel-
lenplans, 
o) über das Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-
ren (Clearing-Verfahren). 

(3) Die Vollversammlung entscheidet mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der Mitglieder

a) bei Beschlussfassungen über kirchliche Rahmen- 
bzw. Musterordnungen,
b) bei der Ausweitung bestehender Aufgaben,
c) bei Fragen der KZVK gemäß deren Satzung und 
nach näherer Maßgabe von § 15 dieser Satzung, 
d) bei Anstellung von Mitarbeitern in leitender Stellung 
im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 Rahmen-MAVO,
e) bei der Entlastung des Geschäftsführers, 
f) bei der Errichtung oder Schließung von juristi-
schen Personen,
g) bei der Errichtung oder Schließung rechtlich 
unselbständiger Dienststellen oder sonstiger Einrich-
tungen des Verbandes,
h) bei der Wahl der Mitglieder des Verbandsrates, 
i) in allen anderen Fällen, die nicht von Absatz 2 
erfasst sind.

Bei Beschlüssen der Vollversammlung über die Auf-
sicht und die Entlastung des Verbandsrates (vgl. 
Abs. 1 d und f), dürfen die Mitglieder der Vollver-
sammlung, die gleichzeitig dem Verbandsrat ange-
hören, bzgl. dieses Beratungsgegenstandes nicht an 
den Beratungen und der Beschlussfassung der Voll-
versammlung teilnehmen. 

§ 7 
Sitzungen der Vollversammlung

(1) Sitzungen der Vollversammlung finden mindes-
tens zweimal im Kalenderjahr statt. Die Vollver-
sammlung ist außerdem vom Vorsitzenden einzube-
rufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder die 
Einberufung in Textform unter Angabe von Gründen 
beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringen-
der Gründe kann der Vorsitzende weitere Sitzungen 
der Vollversammlung einberufen. 

(2) Die Vollversammlung wird vom Vorsitzenden ein-
berufen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sit-
zung mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spä-
testens vier Wochen vor dem Tag der Versammlung 
zugehen. Die Tagesordnung, die vom Vorsitzenden 
im Benehmen mit dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes aufgestellt wird, sowie entsprechende Entschei-
dungsvorlagen sind den Mitgliedern in der Regel zwei 
Wochen vor Tagungsbeginn zu übersenden. In drin-
genden Fällen muss die Einladung mit Tagesordnung 
oder eine Ergänzung der schon übersandten Tages-
ordnung mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn 
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versandt sein. Über das Vorliegen eines dringenden 
Falles entscheidet der Vorsitzende der Vollversamm-
lung. Über Tagesordnungspunkte, die den Mitglie-
dern des Verbandes nicht mindestens eine Woche 
vor Sitzungsbeginn zugegangen waren, kann die 
Vollversammlung nur dann Beschluss fassen, wenn 
kein Mitglied widerspricht. Bei der Berechnung der 
Frist werden der Tag der Absendung und der Tag der 
Sitzung nicht mitgerechnet.

(2a) Sitzungen der Vollversammlung können auch 
als Online- oder Hybrid-Versammlung erfolgen.

(3) Der Vorsitzende der Vollversammlung leitet die 
Versammlung; sie ist nicht öffentlich. Er kann Gäste 
einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden über-
nimmt der stellvertretende Vorsitzende dessen Auf-
gaben. Die Mitglieder der Vollversammlung sowie die 
geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle behan-
delten Themen Verschwiegenheit zu wahren.

(4) Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn 
zwei Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder des Ver-
bandes vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist 
eine neue Vollversammlung mit der gleichen Tages-
ordnung einzuberufen, die binnen zwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem 
Fall beschlussfähig ist. 

(5) Die Vollversammlung fasst Beschlüsse entwe-
der einstimmig oder mit einer Mehrheit von mindes-
tens zwei Drittel der Gesamtzahl seiner Mitglieder. 
Bei Entscheidungen der Vollversammlung, die nach 
§ 6 Abs. 2 Einstimmigkeit verlangen, gelten Stim-
menthaltungen als Ablehnung. Zudem ist in diesen 
Fällen von Verbandsmitgliedern, die nicht vertreten 
sind, eine schriftliche Zustimmung einzuholen. Eine 
schriftliche Beschlussfassung, bei der im Falle der 
Nicht-äußerung Zustimmung angenommen wird, ist 
nicht möglich.

(6) Die Art der Abstimmung und der Wahl bestimmt 
der Vorsitzende. Abstimmung und Wahl müssen jedoch 
schriftlich durchgeführt werden, wenn ein anwesendes 
stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(7) Schriftführer der Vollversammlung ist der 
Geschäftsführer des Verbandes, der über den wesent-
lichen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie 
muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende der Sit-
zung, die Namen des Vorsit-zenden und der anwesen-
den Mitglieder der Vollversammlung bzw. des anwe-
senden Bevollmächtigten enthalten. Sie muss insbe-
sondere die Beschlüsse und Abstimmungsergebnisse 
dokumentieren. Die Niederschrift wird vom Vorsitzen-
den und vom Geschäftsführer des Verbandes unter-
zeichnet und unverzüglich den Mitgliedern der Voll-
versammlung und allen Generalvikaren in Textform 
zugeleitet. Etwaige Einwendungen sind innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen nach Versand der Nieder-
schrift in Textform geltend zu machen.

(8) Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind bei 
Gegenständen dringlicher Art möglich.

(9) Näheres regelt die Geschäftsordnung.

§ 8 
Zusammensetzung des Verbandsrates

(1) Der Verbandsrat besteht aus 18 stimmberech-
tigten und zwei Mitgliedern mit beratender Stimme.

(2) Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit 
Stimmrecht an

a) der Vorsitzende der Vollversammlung als gebore-
nes Mitglied,
b) sechs weitere Diözesanbischöfe,
c) sechs Generalvikare, 
d) drei Finanzdirektoren bzw. Hauptabteilungsleiter 
im Bereich Finanzen 
sowie
e) zwei Personen auf Vorschlag des Zentralkomitees 
der deutschen Katholiken.

(3) Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit 
beratender Stimme an

a) der Geschäftsführer des Verbandes und
b) der Leiter der Geschäftsstelle des Verbandes.

(4) Die stimmberechtigten Mitglieder des Verbands-
rates werden mit Ausnahme des Vorsitzenden der 
Vollversammlung von der Vollversammlung in einer 
Blockwahl mit Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Wahl 
erfolgt aufgrund der Vorschlagsliste einer Personal-
findungskommission, die von der Vollversammlung 
eingesetzt wird. Aus einer (Erz-)Diözese soll nur ein 
stimmberechtigtes Mitglied in den Verbandsrat beru-
fen werden. Die erste Wahl der stimmberechtigten 
Mitglieder des Verbandsrates erfolgt in Abweichung 
von Satz 1 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20).

(5) Der Verbandsrat wählt seinen Vorsitzenden und 
stellvertretenden Vorsitzenden mit zwei Dritteln der 
Gesamtzahl seiner stimmberechtigten Mitglieder aus 
seiner Mitte. Der Vorsitzende der Vollversammlung 
kann weder zum Vorsitzenden des Verbandsrates 
noch zum stellvertretenden Vorsitzenden des Ver-
bandsrates gewählt werden.

(6) Die Mitgliedschaft im Verbandsrat erlischt mit 
Ablauf der Amtszeit, der Niederlegung des Amtes, der 
Beendigung der dienstlichen Funktion gemäß Abs. 2 
b) bis d) in den (Erz-)Diözesen oder der Abberufung 
durch die Vollversammlung. Die Amtszeit des Vorsit-
zenden der Vollversammlung im Verbandsrat endet, 
wenn er das Amt des Vorsitzenden der Vollversamm-
lung nicht mehr wahrnimmt. Für die Abberufung eines 
Mitglieds im Verbandsrat ist eine Zweidrittelmehr-
heit der Mitglieder der Vollversammlung erforderlich. 
Scheidet ein Mitglied des Verbandsrates während des 
Berufungszeitraums aus, so wählt die Voll-versamm-
lung für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds auf Vorschlag der Personalfindungskommis-
sion mit Zweidrittelmehrheit ein Ersatzmitglied. Sind 
mehrere Ersatzmitglieder gleichzeitig zu berufen, so 
erfolgt die Wahl als Blockwahl. 

(7) Die Wiederwahl eines stimmberechtigten Mitglieds 
des Verbandsrates ist in der Regel nur einmal zulässig. 
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(8) Die Vertretung eines Mitglieds des Verbandsrates 
ist unzulässig.

(9) Die Vorsitzenden der Bischöflichen Kommissio-
nen der Deutschen Bischofskonferenz sowie die Vor-
sitzenden der Kommissionen des Verbandes der Diö-
zesen Deutschlands können bei Angelegenheiten, 
die ihre jeweilige Kommission betreffen, auf Einla-
dung des Vorsitzenden des Verbandsrates beratend 
an den Sitzungen des Verbandsrates teilnehmen. 
Die Vorsitzenden können sich durch ein anderes Mit-
glied, den Sekretär oder Geschäftsführer der jeweili-
gen Kommission vertreten lassen.

§ 9 
Aufgaben des Verbandsrates

(1) Die Mitglieder des Verbandsrates nehmen im 
Verbandsrat nicht die Interessen ihrer jeweiligen 
(Erz-)Diözesen bzw. der sie entsendenden Körper-
schaft wahr, sondern wirken für die Belange und das 
Gesamtwohl der Kirche in Deutschland. 

(2) Der Verbandsrat 

a) nimmt die ihm von der Vollversammlung übertra-
genen Aufgaben wahr,
b) berät strategische Themen im Aufgabenbereich 
des Verbandes,
c) berät den Haushaltsentwurf des Verbandes,
d) gibt der Vollversammlung Anregungen und unter-
breitet ihr Vorschläge,
e) bereitet Maßnahmen oder Entscheidungen für die 
Vollversammlung vor und setzt die Maßnahmen oder 
Entscheidungen der Vollversammlung um,
f) prüft den Jahresabschluss und wählt die Prüfungs-
gesellschaft aus, 
g) gibt den Kommissionen Aufträge und nimmt deren 
Beratungsergebnisse entgegen, 
h) beruft die Mitglieder der Kommissionen des Ver-
bandes,
i) gewährt außerplanmäßige Zuschüsse bis zu 
einer Höhe von 500.000 € im Einzelfall innerhalb 
des genehmigten Haushaltsplans, unbeschadet der 
Bestimmung des § 11 Abs. 5,
j) entscheidet bei der Besetzung aller Gerichte, bei 
denen der Verband der Diözesen Deutschlands mit-
wirkt, 
k) nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch diese 
Satzung oder durch die KZVK-Satzung in Angelegen-
heiten der kirchlichen Zusatzversorgung zugewiesen 
sind, 
l) nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die Revi-
sionsordnung zugewiesen sind. 

(3) In Fällen, in denen nach einstimmiger Auffas-
sung der stimmberechtigten Mitglieder des Ver-
bandsrates eine rechtzeitige Beschlussfassung der 
Vollversammlung nicht möglich oder in denen eine 
Befassung der Vollversammlung nicht erforderlich 
erscheint, kann der Verbandsrat Entscheidungen 
treffen, über die in der nächsten Vollversammlung zu 
berichten ist. Dabei ist der Verbandsrat in jedem Fall 
an den Haushaltsplan gebunden. Außerdem sind alle 
Angelegenheiten ausgeschlossen, zu denen nach § 6 
Abs. 2 ein einstimmiger Beschluss erforderlich ist.

§ 10 
Sitzungen des Verbandsrates

(1) Sitzungen des Verbandsrates finden mindestens 
dreimal im Kalenderjahr statt. Der Verbandsrat ist 
außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn 
wenigstens ein Drittel der stimmberechtigten Mit-
glieder die Einberufung in Textform unter Angabe 
von Gründen beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vor-
liegen dringender Gründe kann der Vorsitzende wei-
tere Sitzungen des Verbandsrates einberufen.

(2) Der Verbandsrat wird vom Vorsitzenden einberu-
fen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sitzung 
mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens 
vier Wochen vor dem Tag der Sitzung zugehen. Die 
Tagesordnung, die vom Vorsitzenden aufgestellt 
wird, sowie entsprechende Entscheidungsvorlagen 
sind den Mitgliedern in der Regel zwei Wochen vor 
Sitzungsbeginn zu übersenden. In dringenden Fäl-
len muss die Einladung mit Tagesordnung oder eine 
Ergänzung der schon übersandten Tagesordnung 
mindestens eine Woche vor Sitzungs-beginn ver-
sandt sein. Über das Vorliegen eines dringenden 
Falles entscheidet der Vorsitzende des Verbandsra-
tes. Über Tagesordnungspunkte, die den Mitgliedern 
des Verbandsrates nicht mindestens eine Woche vor 
Sitzungs-beginn zugegangen waren, kann der Ver-
bandsrat nur dann Beschluss fassen, wenn kein Mit-
glied widerspricht. Bei der Berechnung der Frist wer-
den der Tag der Absendung und der Tag der Sitzung 
nicht mitgerechnet.

(3) Die Sitzungen des Verbandsrates finden in der 
Regel am Sitz des Verbandes statt. 

(3a) Sitzungen des Verbandsrates können auch als 
Online- oder Hybrid-Versammlung erfolgen.

(4) Der Vorsitzende des Verbandsrates leitet die Ver-
sammlung, die nicht öffentlich ist. Er kann Gäste 
einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden über-
nimmt der stellvertretende Vorsitzende dessen Auf-
gaben. Die Mitglieder des Verbands-rates sowie die 
geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle behan-
delten Themen Verschwiegenheit zu wahren. 

(5) Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Ver-
bandsrates vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit 
ist eine neue Versammlung mit der gleichen Tages-
ordnung einzuberufen, die binnenzwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem 
Fall beschlussfähig ist. 

(6) Der Verbandsrat fasst Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von mindestens zwei Dritteln der Gesamtzahl 
seiner stimmberechtigten Mitglieder. 

(7) Über die Art der Abstimmungen oder Wahlen 
entscheidet der Vorsitzende. Abstimmung und Wahl 
müssen jedoch schriftlich erfolgen, wenn ein anwe-
sendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(8) Schriftführer des Verbandsrates ist der 
Geschäftsführer des Verbandes, der über den 
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wesentlichen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift 
fertigt. Sie muss Tag, Ort, Beginn und Ende der Sit-
zung, die Namen des Vorsitzenden und der anwe-
senden Mitglieder des Verbandsrates enthalten. Sie 
muss insbesondere die Beschlüsse dokumentieren. 
Soweit Entscheidungen der Vollversammlung vor-
bereitet werden, bei denen in der Vollversammlung 
Einstimmigkeit erforderlich ist, sind in der Nieder-
schrift diejenigen Mitglieder namentlich aufzufüh-
ren, die der betreffenden Vorlage nicht zugestimmt 
haben. Die Niederschrift wird vom Vorsitzenden des 
Verbandsrates und vom Geschäftsführer des Ver-
bandes unterzeichnet.

(9) Tagesordnung, Beschlussvorlagen und Protokoll 
werden allen Mitgliedern des Verbandsrates, allen 
Mitgliedern der Vollversammlung und allen General-
vikaren in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendun-
gen gegen das Protokoll sind von den Mitgliedern des 
Verbandsrates innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
nach Versand der Niederschrift in Textform geltend 
zu machen.

(10) Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind 
möglich. 

(11) Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

§ 11 
Geschäftsführer

(1) Geschäftsführer des Verbandes ist der Sekre-
tär der Deutschen Bischofs-konferenz. Sein Stell-
vertreter ist der Leiter der Geschäftsstelle, der von 
der Vollversammlung für die Dauer von fünf Jahren 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder 
gewählt wird.

(2) Der Geschäftsführer besorgt die laufenden 
Geschäfte des Verbandes (Geschäfte der laufen-
den Verwaltung) und die ihm übertragenen Auf-
gaben. Zu den laufenden Geschäften gehören alle 
Angelegenheiten, die für den Verband sachlich, 
politisch und finanziell nicht von grundsätzlicher 
Bedeutung sind und die im Regelfall nach festste-
henden Regeln erledigt werden können, ohne dass 
die Organe des Verbandes gesondert darüber ent-
scheiden müssen.

(3) Der Geschäftsführer trägt die Verantwortung 
für die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der 
Verbandsgremien. Er koordiniert die Arbeit der Ver-
bandsorgane, Kommissionen und Unterkommissio-
nen und erteilt im Einvernehmen mit dem jeweiligen 
Vorsitzenden der Kommissionen oder Unterkommis-
sionen Aufträge. Der Geschäftsführer hat das Recht, 
dem Verbandsrat Themen zur Bearbeitung vorzu-
schlagen. 

(4) Soweit die Entscheidung keinem anderen Organ 
vorbehalten ist, entscheidet der Geschäftsführer im 
Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes insbe-
sondere über

a) Auswahl und Anstellung von Mitarbeitern inner-
halb des Stellenplans, mit Ausnahme der Mitarbeiter 

in leitender Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 
4 Rahmen-MAVO,
b) den Abschluss von Rechtsgeschäften,
c) die Vergabe von Mitteln.

(5) Der Geschäftsführer kann Verbindlichkeiten im 
Rahmen des genehmigten  Haushaltsplanes einge-
hen, falls diese im Einzelfall den Wert von 60.000 € 
nicht übersteigen. Über diese Entscheidungen ist in 
der nächsten Sitzung des Verbandsrates zu berich-
ten.

Der Geschäftsführer kann den Leiter der Geschäfts-
stelle, die Bereichsleiter im Sekretariat der Deut-
schen Bischofskonferenz sowie die Leiter der Dienst-
stellen und Einrichtungen bevollmächtigen, für die 
laufenden Geschäfte ihres 

Geschäftsbereichs im Rahmen des genehmigten 
Haushaltsplanes Willenserklärungen für den Verband 
abzugeben. 

§ 12 
Vertretung des Verbandes

Der Verband wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch den Vorsitzenden der Vollversammlung, den 
Vorsitzenden des Verbandsrates oder den Geschäfts-
führer vertreten. Jeder für sich ist alleinvertretungs-
berechtigt. 

§ 13 
Kommissionen und Unterkommissionen

(1) Die Vollversammlung kann Kommissionen und 
Unterkommissionen einrichten, denen bestimmte 
Aufgaben zur dauernden Bearbeitung übertragen 
werden. Die Mitglieder der Kommissionen werden 
vom Verbandsrat jeweils für die Dauer von fünf Jah-
ren berufen. Die Mitglieder der Unterkommissionen 
werden auf Vorschlag der Kommissionen, denen sie 
zugeordnet sind, vom Geschäftsführer des Verban-
des für die Dauer von fünf Jahren berufen. Die erste 
Wahl der Mitglieder der Kommissionen und Unter-
kommissionen erfolgt in Abweichung von Satz 2 und 
3 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20). Die erste 
Wahl der Kommissionsmitglieder erfolgt durch die 
Vollversammlung.

(2) Jede Unterkommission ist einer bestimmten 
Kommission zugeordnet und ihr gegenüber berichts-
pflichtig. 

(3) Die Vorsitzenden der Kommissionen und Unter-
kommissionen werden von den jeweiligen Mitglie-
dern mit Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt. 

(4) Maßgeblicher Gesichtspunkt bei der Besetzung 
von Kommissionen und Unterkommissionen ist die 
Eignung und Befähigung in dem jeweiligen Bereich 
sowie die einschlägige Berufserfahrung. Die Mit-
glieder der Kommissionen, die im kirchlichen Dienst 
stehen, sind von ihren Anstellungsträgern zur ord-
nungs-gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im 
notwendigen Umfang freizustellen. Sie nehmen ihre 
Aufgaben in den Kommissionen und Unterkommissi-
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onen des Verbandes im Sinne des Gesamtwohls der 
Kirche in Deutschland wahr. 

(5) Die Geschäftsführung der Kommissionen und 
Unterkommissionen liegt bei der Geschäftsstelle des 
Verbandes. 

(6) Die Kommissionen und Unterkommissionen 
erhalten ihre Aufträge von den Organen des Verban-
des in Abstimmung mit dem jeweiligen Vorsitzenden 
der Kommission. Die Kommissionen und Unterkom-
missionen haben das Recht, Themen zur Bearbei-
tung vorzuschlagen. Die Kommissionen übermitteln 
ihre Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen 
der Geschäftsstelle des Verbandes, die sie dem Ver-
bandsrat vorlegt. Die Unterkommissionen übermit-
teln ihre Anregungen, Beschlüsse und Stellungnah-
men der jeweiligen Kommission, der sie zugeordnet 
sind. Die Kommission entscheidet, wie mit den Anre-
gungen, Beschlüssen und Stellungnahmen zu ver-
fahren ist. 

(7) Bei Bedarf sind einzelne Mitglieder der Kommis-
sionen und Unterkommissionen, deren Geschäfts-
führer oder sonstige geeignete Personen zu den 
Beratungen der Verbandsorgane hinzuzuziehen. Die 
Entscheidung hierüber trifft im Einzelfall der Vorsit-
zende des Verbandsorgans. 

(8) Näheres zur Arbeitsweise der Kommissionen und 
Unterkommissionen ist in der „Ordnung über die 
Arbeitsweise der Kommissionen und Unterkommis-
sionen des Verbandes‟ geregelt.

§ 14 
Dienststellen und sonstige Einrichtungen des Ver-

bandes

(1) Der Verband ist Rechtsträger von Dienststel-
len und sonstigen Einrichtungen der Deutschen 
Bischofskonferenz. 

(2) Die in der Rechtsträgerschaft des Verbandes 
stehenden Dienststellen und sonstigen Einrich-
tungen sind im rechtlichen und wirtschaftlichen 
Bereich an Weisungen der Organe des Verbandes 
gebunden.

§ 15 
Aufsicht über die KZVK

(1) Der Verband hat zur Wahrnehmung der Aufsicht 
über die KZVK eine Verbandsaufsicht errichtet. 

(2) Die Verbandsaufsicht nimmt die Rechts-, Fach- 
und Finanzaufsicht über die KZVK gemäß deren Sat-
zung und nach näherer Maßgabe einer von der Voll-
versammlung verabschiedeten „Ordnung über die 
Einrichtung und Aufgaben einer Verbandsaufsicht‟ 
wahr. § 14 Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung. 
Die Verbandsaufsicht erstattet dem Verbandsrat 
regelmäßig Bericht. 

(3) In die Verbandsaufsicht können auch Personen 
berufen werden, die den Organen des Verbandes 
nicht angehören.

(4) Der Verband hat einen KZVK-Ausschuss errich-
tet. Der KZVK-Ausschuss besteht auf Vorschlag des 
Verbandsrates aus mindestens einem Generalvikar 
und drei weiteren Mitgliedern. Die Mitglieder des 
KZVK-Ausschusses werden von der Vollversamm-
lung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln für die 
Dauer von fünf Jahren berufen. Die Mitgliedschaft 
im KZVK-Ausschuss erlischt durch Ablauf der Amts-
zeit, die Niederlegung des Amtes, die Beendigung 
der dienstlichen Funktion, die das Mitglied zum Zeit-
punkt der Berufung inne hatte oder die Abberufung 
durch die Vollversammlung. 

(5) Der KZVK-Ausschuss kann zu Einzelfragen wei-
tere Berater, die nicht den Organen des Verbandes 
angehören müssen, hinzuziehen. Den Vorsitz im 
KZVK-Ausschuss führt der Vorsitzende, den die Mit-
glieder des KZVK-Ausschusses aus ihrer Mitte wäh-
len. Der KZVK-Ausschuss erstattet dem Verbandsrat 
regelmäßig Bericht, der seinerseits etwaige Ausspra-
chen in KZVK-Angelegenheiten in der Vollversamm-
lung vorbereitet.

(6) Der KZVK-Ausschuss hat in Abstimmung mit dem 
Verbandsrat die nach näherer Maßgabe der Satzung 
der KZVK und der „Ordnung über die Einrichtung 
und Aufgaben einer Verbandsaufsicht‟ festgeleg-
ten Maßnahmen und Entscheidungen für die Voll-
versammlung vorzubereiten bzw. Maßnahmen oder 
Entscheidungen der Vollversammlung umzusetzen. 
Hierzu gehören insbesondere

a) die Vorbereitung und Unterstützung der Berufung 
bzw. Abberufung der Mitglieder der Verbandsauf-
sicht sowie der Organe der Kirchlichen Zusatzver-
sorgungskasse,
b) der Abschluss, die Änderung und Beendigung der 
Anstellungsverträge mit den Mitgliedern der Ver-
bandsaufsicht,
c) die Einwilligung zu Nebentätigkeiten und zu ander-
weitigen Tätigkeiten eines hauptamtlichen Mitglieds 
der Verbandsaufsicht,
d) die Festlegung der Höhe der Sitzungsgelder und 
Aufwandsentschädigungen für die nicht hauptamtli-
chen Mitglieder der Verbandsaufsicht sowie für die 
Organe der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse.

Die Verbandsaufsicht wird mit den für eine effektive 
Aufgabenwahrnehmung erforderlichen finanziellen 
und sachlichen Mitteln ausgestattet.

§ 16 
Haushaltsplan des Verbandes

(1) Alle Erträge und Aufwendungen des Verbandes 
müssen für jedes Jahr veranschlagt und in den Haus-
haltsplan eingestellt werden.

(2) Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Haus-
haltsjahres durch die Vollversammlung beschlossen.

(3) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(4) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung über den 
Haushalt ist von der Geschäftsstelle eine dreijährige 
Haushaltsprognose zu erstellen.
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§ 17 
Rechnungslegung

Über die Verwendung aller Verbandserträge legt 
der Geschäftsführer im folgenden Haushaltsjahr der 
Vollversammlung einen Jahresabschluss vor.

§ 18 
Auflösung

Bei Auflösung des Verbandes entscheidet die Deut-
sche Bischofskonferenz darüber, wem und zu wel-
chem Zweck das Vermögen des Verbandes nach 
Befriedigung sämtlicher Gläubiger und nach Aus-
gleich aller Verrechnungskosten zufließen soll. Es 
dürfen dabei nur kirchliche oder gemeinnützige Zwe-
cke berücksichtigt werden.

§ 19 
Öffentliche Bekanntmachungen

Die Satzung des Verbandes wird einschließlich ihrer 
Änderungen in den Amtsblättern der den Verband 
bildenden (Erz-)Diözesen bekannt gemacht. Die 
Errichtung des Verbandes, seine Satzung, die Namen 

der Vertretungsberechtigten sowie Text und Form 
des Siegels sollen in den zuständigen staatlichen 
Verkündigungsorganen bekannt gegeben werden.

§ 20 
Evaluationsklausel

Der Verband wird in drei Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Satzung die Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
der vorstehenden Regelungen einer Überprüfung 
unterziehen. Der Verbandsrat erstattet der Vollver-
sammlung Bericht und unterbreitet Vorschläge für 
mögliche Änderungen. 

§ 21 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.12.2020 in Kraft. Zum 
gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 29.04.2019 
außer Kraft.

1 Zugunsten der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit 
des Regelwerks wurde auf eine geschlechtergerechte For-
mulierung verzichtet. Sämtliche Ausdrücke, die männlich 
formuliert sind, gelten sinngemäß für alle Geschlechter.

Verlautbarungen des Bischofs

Nr. 17 	 Festsetzung des Haushaltsplanes für 
das Haushaltsjahr 2021

Der Kirchensteuer- und Wirtschaftsrat des Bistums 
Essen hat in seiner Sitzung am 21. November 2020 
den Haushaltsplan  2021 beschlossen. Ich setze 
hiermit den nachgehefteten Haushaltsplan 2021 in 
Erträgen und Aufwendungen mit 

EUR 266.836.491

fest.

Der Kirchensteuer- und Wirtschaftsrat hat die Ver-
waltung ermächtigt, im Bedarfsfall bei allen Ausga-
ben, zu denen das Bistum nicht durch Gesetz oder 
Vertrag verpflichtet ist, notwendige Sperrungen 
der Haushaltsansätze anzuordnen.

Essen, 07.01.2021
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 18	 Festsetzung und Anerkennung des 
Kirchensteuerhebesatzes für das 
Haushaltsjahr 2021

Der Kirchensteuer- und Wirtschaftsrat für 
die Diözese Essen hat in seiner Sitzung vom  
19. September 2020 folgenden Kirchensteuerhebe-
satz-Beschluss gefasst:

„Im Bistum Essen wird im Haushaltsjahr 2021 (= 
Steuerjahr) Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkom-
men-, Lohn- und Kapitalertragsteuer in Höhe von 9 
vom Hundert erhoben.

Dieser Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauscha-
lierung der Einkommen- bzw. Lohnsteuer; er wird 
auf 7 v.H. der Einkommen- bzw. Lohnsteuer ermä-
ßigt, wenn der

a) Steuerpflichtige bei der Pauschalierung der Ein-
kommensteuer nach § 37 b EStG,
b)Arbeitgeber bei der Pauschalierung der Lohn-
steuer von der Vereinfachungsregelung nach Nr.  1 
der gleichlautenden Erlasse der obersten Finanzbe-
hörden der Länder zur Kirchensteuer 

a) bei Pauschalierung der Einkommensteuer vom 
28. Dezember 2006 (BStBl. 2007 I S. 76) und 
b) bei Pauschalierung der Lohnsteuer vom 
17. November 2006 (BStBl. 2006 I S. 716) oder von 
der entsprechenden Regelung der die Erlasse vom 
17.11.2006 ersetzenden Erlasse 

Gebrauch macht.

Diese Kirchensteuer-Festsetzung gilt auch über den 
31.12.2021 hinaus, falls zu dem genannten Termin 
ein neuer Kirchensteuerhebesatz nicht beschlossen 
und staatlich anerkannt ist bzw. nicht eine neue 
gesetzliche Regelung zur Lohnsteuerpauschalierung 
in Kraft tritt. Der Beschluss beruht auf den §§ 2 und 4 
des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern 
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im Land Nordrhein-Westfalen (Kirchensteuergesetz 
- KiStG), auf den §§ 3 und 4 der Kirchensteuerord-
nung der Diözese Essen sowie auf Art. 6 Abs. 1 Nr. 
5 und Art. 12 der Ordnung für die im Bereich der 
wirtschaftlichen Angelegenheiten der Diözese Essen 
tätigen Organe in den jeweils gültigen Fassungen.‟

Essen, 29.09.2020
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen 
des Landes Nordrhein-Westfalen staatlich anerkannt 
für das Steuerjahr 2021.

Düsseldorf, 18.01.2021
	 Staatskanzlei
	 des Landes Nordrhein-Westfalen
	 gez. Waldtraut Hof

Nr.19	 Gesetz zum Schutz von Patienten-
daten bei der Seelsorge in katholi-
schen Einrichtungen des Gesund-
heitswesens in der Diözese Essen  
(Seelsorge-PatDSG)

in der Fassung des Beschlusses der Vollversamm-
lung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 

23. November 2020

Inhaltsübersicht

Präambel

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen
§  3 Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung durch 
einen Krankenhausseelsorger (implementierte Kran-
kenhausseelsorge)
§ 4 Offenlegung von Patientendaten gegenüber einer 
mit Seelsorgeauftrag ausgestatteten Person zum 
Zwecke der Seelsorge (nicht implementierte Seel-
sorge)
§ 5 Offenlegung von Patientendaten gegenüber der 
Kirchengemeinde des Patienten zum Zwecke der 
Seelsorge
§  6 Schutzmaßnahmen bei der Übermittlung von 
Patientendaten
§ 7 Außerkrafttreten und Inkrafttreten

Präambel

Zum Schutz der personenbezogenen Daten von Pati-
enten1 bei der Seelsorge in katholischen Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens im Sinne des § 2 Abs. 
1 lit. a) im Bistum Essen, wird das nachfolgende 
Gesetz erlassen.

Die Versorgung des Patienten in katholischen Ein-
richtungen des Gesundheitswesens umfasst auch die 
Seelsorge. Diese ist der unmittelbare Ausdruck des 
Auftrags der Kirche zum Dienst an den Menschen. 
Seelsorge versteht sich ohne Ansehung der Reli-
gions- bzw. Konfessionszugehörigkeit des Patienten 

in Ergänzung zur medizinischen, pflegerischen und 
sozialen Behandlung als spiritueller und ethischer 
Beitrag zu einer ganzheitlichen Behandlung („spiri-
tual care‟). Die Seelsorge ist so zu gestalten, dass 
das Persönlichkeitsrecht auf Schutz der Patientenda-
ten gewahrt wird.

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung von Pati-
entendaten bei der Seelsorge in katholischen Ein-
richtungen des Gesundheitswesens im Sinne des § 2 
Abs. 1 lit. a) ohne Rücksicht auf deren Rechtsform 
oder Trägerschaft.

(2) Dieses Gesetz regelt als besondere kirchliche 
Rechtsvorschrift im Sinne des § 2 Abs. 2 des Geset-
zes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) den 
Schutz von Patientendaten im Sinne des § 2 Abs. 1 
lit. b) bei der Seelsorge unabhängig von der Form 
und der Art ihrer Verarbeitung.

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, finden das Gesetz über den kirchlichen 
Datenschutz (KDG) und die zu seiner Durchführung 
ergangenen Vorschriften, insbesondere die Durch-
führungsverordnung zum KDG (KDG-DVO), in ihrer 
jeweils geltenden Fassung unmittelbar Anwendung.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Aus-
druck:

a)„katholische Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens‟ alle Krankenhäuser im Sinne von § 107 Abs. 
1, §  108 des Sozialgesetzbuches, Fünftes Buch - 
Gesetzliche Krankenversicherung - (SGB V) vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie Vorsorge- und Rehabilitati-
onseinrichtungen im Sinne von § 107 Abs. 2, § 111 
SGB V in der jeweils geltenden Fassung, soweit sie 
sich in katholischer Trägerschaft befinden.

b) „Patientendaten‟ alle personenbezogenen Daten 
von Patienten der katholischen Einrichtung des 
Gesundheitswesens. Zu den „Patientendaten‟ in 
diesem Sinne gehören auch personenbezogene 
Daten von Angehörigen, Begleitpersonen oder ande-
ren Bezugspersonen des Patienten sowie sonsti-
ger Dritter, soweit sie der katholischen Einrichtung 
des Gesundheitswesens im Zusammenhang mit der 
Behandlung des Patienten bekannt werden. Dies gilt 
ungeachtet ihrer Eigenschaft als„Dritte‟ im Sinne 
des § 4 Nr. 12. KDG. Patientendaten sind „Gesund-
heitsdaten‟ im Sinne des § 4 Nr. 17. KDG. Sie gehö-
ren zu den besonderen Kategorien personenbezoge-
ner Daten gemäß § 4 Nr. 2. KDG.

c) „Krankenhausseelsorger‟ die mit Seelsorgeauftrag 
der zuständigen kirchlichen Stelle ausgestattete Per-
son, die in einer vom Verantwortlichen der katholi-
schen Einrichtung des Gesundheitswesens konzepti-
onell implementierten Seelsorge in der katholischen 
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Einrichtung des Gesundheitswesens tätig ist. Kran-
kenhausseelsorger im Sinne dieses Gesetzes sind 
datenschutzrechtlich wie Beschäftigte im Sinne des 
§ 4 Nr. 24. KDG zu behandeln. Ungeachtet dessen 
besteht in seelsorgerlichen Fragen kein Weisungs-
recht des Verantwortlichen der katholischen Einrich-
tung des Gesundheitswesens gegenüber dem Kran-
kenhausseelsorger.

(2) Im Übrigen gelten die Begriffsbestimmungen des 
§ 4 KDG.

§ 3 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung durch einen 
Krankenhausseelsorger (implementierte Kranken-

hausseelsorge)

(1) Die Verarbeitung von Patientendaten durch einen 
Krankenhausseelsorger im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. 
c) ist im Rahmen des §  11 Abs. 2 KDG zulässig, 
wenn im Rahmen des Behandlungsvertrages auf die 
konzeptionelle Implementierung von Krankenhaus-
seelsorge und die damit einhergehende Einbindung 
eines Krankenhausseelsorgers in das Behandlungs-
team in angemessener Form hingewiesen wird. Das 
im Einzelnen näher ausgestaltete und fundierte Kon-
zept zur Krankenhausseelsorge ist Bestandteil des 
Behandlungsvertrages; es ist zur Einsicht auszule-
gen oder bereit zu halten.

(2) Die Verarbeitung von Patientendaten durch den 
Krankenhausseelsorger erfolgt unter der unmittelba-
ren datenschutzrechtlichen Verantwortung des Ver-
antwortlichen.

§ 4 
Offenlegung von Patientendaten gegenüber einer 
mit Seelsorgeauftrag ausgestatteten Person zum 

Zwecke der Seelsorge 
(nicht implementierte Seelsorge)

Der Patient darf beim Abschluss des Behandlungs-
vertrages unter Hinweis auf die Freiwilligkeit und die 
Folgen seiner Angabe zum Zwecke der Seelsorge 
nach seiner Religion/Konfession befragt werden. Ist 
die Seelsorge vom Verantwortlichen nicht im System 
der katholischen Einrichtung des Gesundheitswesens 
konzeptionell implementiert (vgl. § 2 Abs. 1 lit. c)), 
dürfen einer mit Seelsorgeauftrag der zuständigen 
kirchlichen Stelle ausgestatteten Person auch bei 
fehlender ausdrücklicher Einwilligung zum Zwecke 
der Seelsorge ausschließlich Vor- und Nachname des 
Patienten, seine Religion/Konfession, sein Aufent-
haltsort in der katholischen Einrichtung des Gesund-
heitswesens sowie das Aufnahmedatum offengelegt 
werden, soweit der Patient eine Religion/Konfession 
angegeben hat. Dies gilt nicht, wenn der Patient deut-
lich gemacht hat, dass er keine Seelsorge wünscht.

§ 5 
Offenlegung von Patientendaten gegenüber der Kir-

chengemeinde des Patienten 
zum Zwecke der Seelsorge

Eine Offenlegung des Vor- und Nachnamens des 
Patienten, seiner Religion/Konfession, seines Wohn-

ortes und seines Aufenthaltsortes in der katholi-
schen Einrichtung des Gesundheitswesens gegen-
über der Kirchengemeinde des Patienten ist nur 
zulässig, wenn der Patient eingewilligt hat. Allein 
die Angabe der Religion/Konfession im Behand-
lungsvertrag kann nicht als Einwilligung angesehen 
werden.

§ 6 
Schutzmaßnahmen bei der Übermittlung von Pati-

entendaten

Für die Übermittlung von Patientendaten sind ausrei-
chende technische und organisatorische Schutzmaß-
nahmen nach dem KDG und der KDG-DVO zu tref-
fen. Die Mitarbeitenden sind ausdrücklich auf diese 
Schutzmaßnahmen hinzuweisen und entsprechend 
in die Nutzung der Geräte, die Anwendungen und 
die Schutzmaßnahmen einzuweisen.

§ 7 
Außerkrafttreten und Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 01.03.2021 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die Ord-
nung zum Schutz von Patientendaten in katholischen 
Krankenhäusern und Einrichtungen im Bistum Essen 
(PatDSO), Kirchliches Amtsblatt 2006, S. 7 ff. außer 
Kraft.

(3) Dieses Gesetz soll innerhalb von fünf Jahren ab 
Inkrafttreten überprüft werden.

Essen, 01.02.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht aus-
drücklich in geschlechtsspezifische Personenbezeichnungen 
differenziert. Die gewählte Form schließt andere Geschlech-
ter gleichberechtigt ein.

Nr. 20	 Beschlüsse der Bundeskommission 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes 
vom 10. Dezember 2020

A. Änderung des Abschnitts IIb der Anlage 1 zu den 
AVR

I. Änderung in Abschnitt IIb der Anlage 1 zu den AVR

1. In Anlage 1 zu den AVR wird der Abschnitt IIb wie 
folgt neu gefasst:

„IIb Corona-Einmalzahlung

§ 1 Geltungsbereich 

Die Regelungen dieses Abschnitts gelten für alle Mit-
arbeiter in einem Dienst- oder Ausbildungsverhältnis 
nach den Anlagen 2, 2d, 2e, 7, 22, 23, 31, 32 und 
33.  
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§ 2 Corona-Einmalzahlung

(1) Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich nach 
§ 1 fallen, erhalten die Corona-Einmalzahlung spä-
testens mit der Vergütung des Monats Juni 2021 
ausgezahlt, wenn ihr Dienstverhältnis am 1. Dezem-
ber 2020 bestand und an mindestens einem Tag zwi-
schen dem 1. März 2020 und dem 31. Dezember 
2020 Anspruch auf Dienstbezüge bzw. Ausbildungs-
entgelt/-hilfe/-vergütung bestanden hat.

Anmerkungen zu Absatz 1: 
1. 1Die Corona-Einmalzahlung wird zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn bzw. Ausbildungs-
entgelt/-hilfe/-vergütung gewährt. 2Es handelt sich 
um eine Beihilfe bzw. Unterstützung des Dienstge-
bers zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung 
durch die Corona-Krise im Sinne des § 3 Nummer 
11a des Einkommensteuergesetzes, sofern die Aus-
zahlung der Corona-Einmalzahlung im dort definier-
ten Zeitraum erfolgt.  

2. 1Anspruch auf Dienstbezüge bzw. Ausbildungsent-
gelt/-hilfe/-vergütung im Sinne des Absatzes 1 sind 
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass 
der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absatz b der Anlage 
1 i. V. m. Abschnitt XII Absatz a Satz 2 und Satz 3 
der Anlage 1, in § 2 und § 4 der Anlage 14, in § 17 
der Anlagen  31, 32, § 16 der Anlage 33 und in § 3 
Absatz 2 Satz 2 der Anlage 5, in  § 2 Absatz 3 Satz 
1 der Anlagen 31, 32, 33 genannten Ereignisse und 
der Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Abschnitt 
XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn die-
ser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozial-
versicherers nicht gezahlt wird. 2Einem Anspruch 
auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen und der Bezug von Mutter-
schaftsgeld nach § 19 MuSchG oder § 24i SGB V.

3. Die Corona-Einmalzahlung ist kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.

(2) 1Die Höhe der Corona-Einmalzahlung beträgt

in den Entgelt-
gruppen der 
Anlagen 31 bis 
33 

in den 
Vergütungs
gruppen der 
Anlage 3

Einmalzahlung

P 4 bis P 8, 
S 2 bis S 8 b 

VG 12 bis VG 
5c  

600,00 Euro 

EG 9b bis EG 12, 
P 9 bis P 16, 
S 9 bis S 18

VG 5b bis VG 3 400,00 Euro 

EG 13 bis EG 15 VG 2 bis VG 1 300,00 Euro. 

2Die Höhe der Corona-Einmalzahlung beträgt für 
alle Auszubildenden, Schüler und Praktikanten nach 
Anlage 7 AVR 225,00 Euro. 3Abschnitt IIa der Anlage 
1 AVR gilt entsprechend. 4Maßgeblich sind die jewei-
ligen Verhältnisse am 1. Dezember 2020. 

(3) Die Corona-Einmalzahlung ist bei der Bemessung 
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.‟

II. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2020 in 
Kraft. 

B. Änderungen im Allgemeinen Teil sowie in den 
Anlagen 1, 31, 32 und 33 zu den AVR („Tarifpflege‟) 

I. Änderungen im Allgemeinen Teil sowie in den 
Anlagen 1, 31, 32 und 33 zu den AVR

1. Änderungen in § 14 Abs. 4 der Anlagen 31 und 32 
sowie in § 13 der Anlage 33 zu den AVR	

Im jeweiligen Absatz 4 Satz 4 des §  14 der Anla-
gen 31 und 32 sowie des § 13 der Anlage 33 zu den 
AVR werden nach dem Wort „zuzuordnen‟ die Wörter 
„; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufen-
laufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren 
Entgeltgruppe angerechnet‟ angefügt.	

2. Änderungen in Abschnitt Ib der Anlage 1 zu den 
AVR

In Abschnitt Ib der Anlage 1 zu den AVR wird der 
Absatz (c) wie folgt neu gefasst:

„c) 1Ist Mitarbeitern vorübergehend eine höherwer-
tige Tätigkeit übertragen worden, und wird ihnen 
im unmittelbaren Anschluss daran eine Tätigkeit 
derselben höheren Entgeltgruppe dauerhaft über-
tragen, werden sie hinsichtlich der Stufenzuord-
nung so gestellt, als sei die Höhergruppierung ab 
dem ersten Tag der vorübergehenden Übertragung 
der höherwertigen Tätigkeit erfolgt. 2Unterschreiten 
bei Höhergruppierungen nach Satz 1 die Dienstbe-
züge (Abschnitt II der Anlage 1) die Summe aus 
den Dienstbezügen und dem Zulagenbetrag nach 
Abschnitt Ib Abs. (b) der Anlage 1, die der Mitar-
beiter am Tag vor der Höhergruppierung erhalten 
hat, erhält der Mitarbeiter dieses höhere Entgelt 
solange, bis die Dienstbezüge (Abschnitt II der 
Anlage 1) dieses höhere Entgelt erreichen oder 
übersteigen.‟

3. Änderungen in den Anmerkungen zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 – 12 
der Anlage 2, in Anhang D der Anlage 31 sowie in 
Anhang A der Anlage 21a zu den AVR

Die Anmerkung I zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 1 - 12 der Anlage 2 zu den AVR 
wird wie folgt ersetzt; ebenso werden die Vorbemer-
kungen Nr. 1 und Nr. 2 des Anhang D der Anlage 31 
zu den AVR wie folgt ersetzt; des Weiteren werden 
in den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen in 
Anhang A der Anlage 21a zu den AVR die Anmerkun-
gen zu „Wissenschaftliche Hochschulbildung‟ und 
„Hochschulbildung‟ wie folgt ersetzt:

„Wissenschaftliche Hochschulbildung 
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschul-
bildung liegt vor, wenn das Studium an einer staat-
lichen Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrah-
mengesetz (HRG) oder einer nach § 70 HRG staat-
lich anerkannten Hochschule  
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a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgeleg-
ten ersten Staatsprüfung, Magisterprüfung oder Dip-
lomprüfung oder  

b) mit einer Masterprüfung  

beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine 
Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung 
(Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakul-
tät nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung 
einer ersten Staatsprüfung, einer Masterprüfung 
oder einer Diplomprüfung nach den einschlägigen 
Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine 
abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung 
im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt voraus, dass 
die Abschlussprüfung in einem Studiengang abge-
legt wurde, der seinerseits mindestens das Zeugnis 
der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder 
einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder 
eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsbe-
rechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und 
für den Abschluss eine Regelstudienzeit von min-
destens acht Semestern – ohne etwaige Praxisse-
mester, Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 4Ein 
Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung 
auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für 
den Abschluss vorgeschrieben sind. 5Der Masterstu-
diengang muss nach den Regelungen des Akkreditie-
rungsrats akkreditiert sein. 6Ein Abschluss an einer 
ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene 
wissenschaftliche Hoch-schulbildung, wenn er von 
der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde.  

Anmerkung zu Satz 5: 
Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. 
Dezember 2024 ausgesetzt.‟

„Hochschulbildung 
1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn 
von einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 HRG 
oder einer nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hoch-
schule ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhoch-
schule‟ („FH‟), ein anderer nach § 18 HRG gleichwer-
tiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 
wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in einem Studi-
engang abgelegt worden sein, der seinerseits min-
destens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 
Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene 
Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraus-
setzung erfordert, und für den Abschluss eine Regel-
studienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne 
etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vor-
schreibt. 3Der Bachelorstudiengang muss nach den 
Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 
4Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditier-
ten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. 
5Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt 
als abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von 
der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde. 

Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 
31. Dezember 2024 ausgesetzt.‟

4. Änderungen in Anhang B der Anlage 33 zu den 
AVR

Anmerkung Nr. 13 aus den Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 (Anhang B zur Anlage 33) des Anhangs B der 
Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt ersetzt:

„1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, 
wenn von einer staatlichen Hochschule im Sinne 
des §  1 HRG oder einer nach §  70 HRG staatlich 
anerkannten Hochschule ein Diplomgrad mit dem 
Zusatz „Fachhochschule‟ („FH‟), ein anderer nach 
§  18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein 
Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Abschlussprü-
fung muss in einem Studiengang abgelegt worden 
sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 
Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder ein-
schlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine 
andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechti-
gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für 
den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 3Der Bache-
lorstudiengang muss nach den Regelungen des 
Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleich-
gestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bache-
lorausbildungsgängen an Berufsakademien. 5Ein 
Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als 
abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von der 
zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde. 

Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 
31. Dezember 2024 ausgesetzt.‟

5. Änderungen in § 18 AT AVR

§ 18 Abs. 1 Satz 2 AT AVR wird wie neu gefasst:

„2Der Mitarbeiter hat den Dienstgeber von der 
Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu 
unterrichten.‟

6. Änderungen in § 7 der Anlagen 31 – 33 zu den 
AVR

a) § 7 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 31 zu den AVR wird 
wie folgt neu gefasst:

„1Das Bereitschaftsdienstentgelt wird gezahlt, es sei 
denn, dass ein Freizeitausgleich im Dienstplan vorge-
sehen ist, oder eine entsprechende Regelung in einer 
einvernehmlichen Dienstvereinbarung getroffen wird 
oder der Mitarbeiter dem Freizeitausgleich zustimmt.‟

b) In § 7 der Anlagen 32 und 33 zu den AVR wird 
Absatz 5 wie folgt neu gefasst:

„An Mitarbeiter wird das Bereitschaftsdienstentgelt 
gezahlt, es sei denn, dass ein Freizeitausgleich im 
Dienstplan vorgesehen ist, oder eine entsprechende 
Regelung in einer einvernehmlichen Dienstvereinba-
rung getroffen wird oder der Mitarbeiter dem Frei-
zeitausgleich zustimmt.‟
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II. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2020 in 
Kraft.

C. Verlängerung der Übertragung der Regelungs-
kompetenz gemäß § 13 Abs. 6 S. 1, 2. Alt. AK-Ord-
nung zur Regelung der Dienstverhältnisse mit Prak-
tikanten in der Praxisorientierten Ausbildung zum 
Erzieher und zum Heilerziehungspfleger von der 
Bundeskommission auf die Regionalkommission 
Nordrhein-Westfalen

I. Verlängerung der Übertragung der Regelungskom-
petenz:

„Die Befristung der Übertragung der Regelungskom-
petenz im Beschluss der Bundeskommission vom 
23. Oktober 2014 zur Übertragung der Regelungszu-
ständigkeit zur Regelung der Dienstverhältnisse mit 
Fachschulpraktikanten während der praxisintegrier-
ten schulischen Ausbildung zum Erzieher und zum 
Heilerziehungspfleger mit Wirkung ab dem 1. Januar 
2021 auf die Regionalkommission NRW wird nach 
§ 13 Abs. 6 Satz 1, 2. Alt. AK-Ordnung auf den 31. 
Dezember 2022 verlängert. Bis dahin beschlossene 
Regelungen sind von der Regionalkommission NRW 
längstens bis zu diesem Termin zu befristen, wobei 
für zu diesem Termin bereits bestehende Praktikan-
tenverhältnisse die Weitergeltung über diesen Ter-
min hinaus geregelt werden kann. Für die Dienstver-
hältnisse mit Praktikanten in der Praxisorientierten 
Ausbildung zum Erzieher gilt die Kompetenzübertra-
gung nur für die Regelung von Praktikantenverhält-
nissen, die bis zum 31. Dezember 2018 begonnen 
wurden.‟

II. Inkrafttreten

Der Beschluss tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Die vorstehenden Beschlüsse setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Essen, 03.02.2021
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 21	 Bekanntmachung über die Neu-
bildung der Regional-KODA Nord-
rhein-Westfalen und Aufruf zur 
Beteiligung der Gewerkschaften

Die Regional-KODA Nordrhein-Westfalen wird sich 
im Dezember 2021 zu ihrer 10. Amtsperiode kon-
stituieren. 

Die tariffähigen Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerk-
schaften) haben gemäß §§  5, 5a KODA-Ordnung 
Nordrhein-Westfalen (letzte Änderung: Amtsblatt für 
das Bistum Essen 2020, S. 117f.) in Verbindung mit 
der Regional-KODA-Entsendeordnung (Amtsblatt 
für das Bistum Essen 2016, S. 34f.) die Möglichkeit, 
eigene Vertreterinnen und Vertreter in die Mitarbei-

terseite der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen für 
die neue Amtsperiode zu entsenden. Die Gewerk-
schaften werden aufgerufen, sich an der Entsendung 
zu beteiligen. Berechtigt zur Entsendung von Ver-
tretern sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung 
für Regelungsbereiche der Regional-KODA Nord-
rhein-Westfalen örtlich und sachlich zuständig sind.

Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von 
Vertreterinnen und Vertretern in die Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen beteiligen wollen, müssen dies 
gegenüber dem 

Vorsitzenden der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen

Herrn Werner Klebingat
Bischöfliches Generalvikariat Aachen

Hauptabteilung Personal, Abt. 2.0.1 - Arbeitsrecht
Klosterplatz 7, 52062 Aachen

E-Mail: werner.klebingat@bistum-aachen.de
bis zum 30. Juni 2021

in Textform anzeigen. Die Anzeige kann nur bis zum 
Ablauf dieser Anzeigefrist abgegeben werden. Anzei-
gen, die nach dieser Frist eingereicht werden, können 
nicht mehr berücksichtigt werden (Ausschlussfrist).

Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter, die von 
den Gewerkschaften entsandt werden, richtet sich 
grundsätzlich nach dem zahlenmäßigen Verhältnis 
der im Zeitpunkt der Entsendung in den Gewerkschaf-
ten zusammengeschlossenen kirchlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern im Zuständigkeitsbereich 
der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen (Organisa-
tionsstärke). Ungeachtet der jeweiligen Organisati-
onsstärke wird gewährleistet, dass mindestens zwei 
Sitze für die Gewerkschaften vorbehalten werden.

	 Werner Klebingat
	 Vorsitzender der Regional-KODA
	  Nordrhein-Westfalen

Nr. 22	 Beschlüsse der Regionalkommission 
Nordrhein-Westfalen am 16. Dezem-
ber 2020  

A. Corona-Einmalzahlung

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte zur 
Corona-Einmalzahlung.

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission vom 10. Dezember 2020 
zur Corona-Einmalzahlung, Änderungen in Abschnitt 
IIb der Anlage 1 zu den AVR, wird mit der Maßgabe 
übernommen, dass alle dort beschlossenen mittle-
ren Werte zur Höhe der Corona-Einmalzahlung als 
Werte der Corona-Einmalzahlung für den Bereich der 
Regionalkommission NRW festgesetzt werden.

II. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt zum 1. Dezember 2020 in 
Kraft.
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B. Verlängerung der Regelung der Dienstverhält-
nisse mit Praktikanten in der Praxisorientierten Aus-
bildung zum Erzieher und zum Heilerziehungspfleger 
in Abschnitt F der Anlage 7 AVR

I. Die Regionalkommission NRW fasst auf der Grund-
lage der durch die Bundeskommission mit Beschluss 
vom 23.10.2014 und am 10.12.2020 bestätigten Kom-
petenzübertragung zur Regelung der Materie folgen-
den Beschluss zu Abschnitt F (NRW) der Anlage 7 AVR:

1. In § 4 Satz 1 wird die Datumsangabe „31. Dezem-
ber 2020‟ durch die Datumsangabe „31. Dezember 
2022‟ ersetzt.

2. Der bisherige § 4 Satz 4 wird zu § 4 Satz 2 und 
wie folgt gefasst:

„Sie gilt für am 31. Dezember 2022 bestehende 
Praktikantenverhältnisse über den 31. Dezember 
2022 hinaus bis zu deren Ende fort.‟

3. Der bisherige § 4 Satz 5 wird zu § 4 Satz 3.

4. Die bisherigen § 4 Sätze 2 und 3 werden mit Wir-
kung ab dem 1. Januar 2021 aufgehoben.

II. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt zum 17. Dezember 2020 in Kraft.

Die vorstehenden Beschlüsse setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Essen, 04.02.2021
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 23	 Profanierung

Dekret zur Profanierung der Kapelle des Mutterhau-
ses der Franziskusschwestern der Familienpflege.

Das Mutterhaus der Franziskusschwestern der Fami-
lienpflege an der Laarmannstraße 26 in Essen-Be-
dingrade wird nach dem Umzug der Ordensfrauen in 
das unter gleicher Adresse neu errichtete Konvents-
gebäude rückgebaut. Die im nunmehr ehemaligen 
Mutterhaus befindliche Kapelle verliert als heiliger 
Ort ihre Funktion (can. 1223 CIC).

Somit verfüge ich daher hiermit die Profanierung der 
Kapelle und des darin befindlichen Zelebrationsaltars 
(cc. 1224 § 2, 1212, 1238 § 1 CIC).

Das Allerheiligste ist in die Kapelle im neuen Kon-
ventsgebäude zu übertragen ebenso wie die Reli-
quien im Zelebrationsaltar. Über die Ausstattung der 
Kapelle ist eine Inventarliste anzulegen. 

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von 
zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 

die Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets 
beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den 
Bischof von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 20.01.2021
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

L.S.
	 Hans Herbert Hölsbeck
	 Kanzler der Kurie

Nr. 24	 Profanierung

Dekret zur Profanierung der Kapelle im Haus Naza-
reth in Essen.

Die Barmherzigen Schwestern von der hl. Elisabeth 
heben zum 31. Januar 2021 ihre Ordensnieder-
lassung im Haus Nazareth, Beethovenstraße 15 in 
Essen auf.

Die Kapelle im Haus Nazareth verliert mit der Aufhe-
bung der Ordensniederlassung ihre Funktion als hei-
liger Ort (can. 1223 CIC) und wird zukünftig als Ver-
sammlungs- und Konferenzraum des katholischen 
Sozialwerkes CSE gGmbH dienen.

Am 26. Januar 2021 werden die Ordensfrauen im 
Kreis von Freunden und Helfern, die sich ihnen und 
dem Ort verbunden wissen, in Dankbarkeit dort 
einen Gottesdienst feiern. Das Allerheiligste ist in die 
Pfarrkirche zu übertragen.

Für die widmungsgemäße Weiterverwendung von 
Inventar und Ausstattung der Kapelle wird, soweit 
es sich nicht um Eigentum der Ordensgemeinschaft 
handelt, der rector ecclesiae Sorge tragen.

Somit verfüge ich wirksam zum 31. Januar 2021 
die Profanierung dieser Kapelle (cc. 1224 § 2, 1212 
CIC).

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von 
zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
die Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets 
beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den 
Bischof von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 07.12.2020

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

L.S.

	 Hans Herbert Hölsbeck
	 Kanzler der Kurie
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Nr. 25	 Profanierung

Nach Anhörung des Pfarrgemeinderates und des 
Priesterrates verfüge ich hiermit, dem Antrag des 
Kirchenvorstandes der katholischen Pfarr- und Kir-
chengemeinde St. Laurentius in Plettenberg folgend, 
die Profanierung der ehem. Filialkirche St. Bonifatius 
in Plettenberg-Oesterau sowie des darin befindlichen 
Altars gemäß cc. 1212, 1222 § 2 und 1238 § 1 CIC.

Begründung:

Die ehemalige Filialkirche wurde 2016 außer Dienst 
gestellt und wird zukünftig das Archiv der Stadt 
Plettenberg beherbergen. Der unter Denkmalschutz 
gestellte Zelebrationsaltar wird in würdiger Verwen-
dung in das innenarchitektonische Konzept integriert.

Dem Antrag des Kirchenvorstandes war daher nach 
Anhörung der gesetzlich vorgeschriebenen Gremien 
und schließlich nach Erteilung der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung hinsichtlich der wirtschaftlich 
damit zusammenhängenden Entscheidungen zu ent-
sprechen. Die Reliquien aus dem Zelebrationsaltar 
sind in die Pfarrkirche St. Laurentius zu übertragen. 
Über das Inventar der Pfarrkirche ist eine Inventar-
liste anzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von 
zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
die Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets 
beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den 
Bischof von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 27.01.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

L.S.
	 Hans Herbert Hölsbeck
	 Kanzler der Kurie

Nr. 26	 Profanierung

Nach Anhörung des Pfarrgemeinderates und des 
Priesterrates verfüge ich hiermit, dem Antrag des 
Kirchenvorstandes der katholischen Propstei- und 
Kirchengemeinde St. Urbanus in Gelsenkirchen-Buer 
folgend, die Profanierung der ehem. Pfarrkirche St. 
Ida in Gelsenkirchen-Buer-Ressermark sowie des 
darin befindlichen Altars gemäß cc. 1212, 1222 § 2 
und 1238 § 1 CIC. 

Begründung:

Die ehemalige Pfarr- und spätere Filialkirche wurde 
2019 außer Dienst gestellt. Sie wird rückgebaut und 
der Ort zur Wohnbebauung freigegeben. Aus dem 
Zelebrationsaltar wurden die Reliquien entnommen 
und in die Propsteikirche überführt. Aus dem Altar 
werden Grabsteine gefertigt werden.

Dem Antrag des Kirchenvorstandes war daher nach 
Anhörung der gesetzlich vorgeschriebenen Gremien 
und schließlich nach Erteilung der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung hinsichtlich der wirtschaftlich 
damit zusammenhängenden Entscheidungen zu 
entsprechen. Über das Inventar der Kirche ist eine 
Inventarliste anzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von 
zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
die Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets 
beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den 
Bischof von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 29.01.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

L.S.
	 Hans Herbert Hölsbeck
	 Kanzler der Kurie

Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates 

Nr. 27	 Entlastung für das Haushaltsjahr 
2019

Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck hat der Empfeh-
lung des Kirchensteuer- und Wirtschaftsrates vom 
21. November 2020 entsprochen und der Verwaltung 
uneingeschränkte Entlastung für die Jahresrechnung 
des Haushaltsjahres 2019 erteilt.

Essen, 07.01.2021
	 Msgr. Klaus Pfeffer
	 Generalvikar
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Nr. 28	 Haushaltsplan 2021 
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Nr. 29	 Festsetzung des Punktwertes der 
Schlüsselzuweisung für die Kirchen-
gemeinden gemäß § 5 Richtlinie zur 
Berechnung der Schlüsselzuweisung 
für die Kirchengemeinden im Bistum 
Essen

§ 1

Auf Basis der Haushaltsplanung des Bistums Essen 
für das Jahr 2021 wird der Punktwert zur Verteilung 
der Schlüsselzuweisung gemäß §  5  Richtlinie zur 
Berechnung der Schlüsselzuweisung für die Kirchen-
gemeinden im Bistum Essen mit 

1,10 €

festgesetzt.

§ 2

Die Festsetzung gilt für das Haushaltsjahr 2021 und 
tritt zum 01.01.2021 in Kraft.

Essen, 22.01.2021

	 Msgr. Dr. Michael Dörnemann
	 stellvertretender Generalvikar

Nr. 30	 Hinweise zur Durchführung der 
Misereor-Fastenaktion 2021

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.‟ Sie stellt Menschen in den 
Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Gemein-
schaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den Weg 
bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Vielfalt 
des Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammenleben 
gestalten sie im Einklang untereinander und mit der 
Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.‟

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonntag, 
dem 21. Februar 2021, im Bistum Hildesheim eröffnet. 
Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und Partnern 
aus Bolivien sowie Gläubigen aus der Diözese feiert 
Misereor um 10 Uhr im Hildesheimer Dom einen Got-
tesdienst, der live in der ARD übertragen wird.

Auf dem Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt Mise-
reor eine indigene Bolivianerin, die auf die ruhige 
Schönheit ihrer Heimat schaut. Wie eine Fata Mor-
gana tritt eine von Börsenwerten umgebene Aktien-
kurve in ihr Blickfeld. Diese ist das Sinnbild für ein 
kapitalistisches und allein auf Wachstum ausgerich-
tetes Wirtschaftsmodell, das Natur und Menschen in 
den Ländern des Südens rücksichtslos ausbeutet. 

Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar in Ihrer 
Gemeinde, z. B. im Schaukasten und am Schrif-
tenstand, aus und versehen Sie den Opferstock in 
Ihrer Kirche mit dem Misereor-Opferstockschild.

Das neue Misereor-Hungertuch „Du stellst meine 
Füße auf weiten Raum – Die Kraft des Wandels‟ 

wurde von der chilenischen Künstlerin Lilian Moreno 
Sánchez gestaltet. „Die Kraft des Wandels meint die 
Kraft, die wir brauchen, um in Krisen durchzuhal-
ten und nicht nur das, sondern auch grundsätzlich 
in uns und in der Welt etwas zu ändern. Eine andere 
Welt ist möglich. Diese Hoffnung möchte ich teilen.‟ 
(L. M. Sánchez)

Basis des Hungertuches ist ein Röntgenbild, das den 
gebrochenen Fuß eines Menschen zeigt, der in San-
tiago de Chile bei Demonstrationen gegen soziale 
Ungleichheit durch die Staatsgewalt im Herbst 2019 
verletzt worden ist. Es lädt mit zahlreichen Begleit-
materialien zu Reflexion und Auseinandersetzung 
ein. Das Hungertuch ist in zwei Größen zum Aus-
hang im Kirchenraum, Pfarrheim oder in der Schule 
bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine‟ geben Anregungen zur 
Gestaltung von Gottesdiensten während der Fasten-
zeit. Kreuzweg-Hefte sind separat bestellbar.

Der Misereor-Fastenkalender 2021 und das Fasten-
brevier (fastenbrevier.de) laden ab Aschermittwoch 
ein, die Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv 
zu gestalten. Viele Gemeinden bieten am Misere-
or-Sonntag, dem 21. März 2021, ein Fastenessen 
zugunsten von Misereor-Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig 
zahlreiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung 
der Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule und 
Gemeinde bereit: kinderfastenaktion.de.

Am Freitag, den 19. März 2021, ist bundesweiter Cof-
fee Stop-Aktionstag. Bereiten Sie Ihren Mitmenschen 
eine schöne Pause – schenken Sie fair gehandelten 
Kaffee aus und sammeln Sie für Misereor-Projekte. 

Am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, soll in 
allen katholischen Gottesdiensten der Aufruf der 
deutschen Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verle-
sen werden. Legen Sie bitte die Opfertütchen zu den 
Gottesdiensten aus.

Am 5. Fastensonntag, dem 21. März 2021, wird mit 
der Misereor-Kollekte um Unterstützung der Projektar-
beit der Partner in Afrika, Asien, Ozeanien und Latein-
amerika gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte das 
Misereor-Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach 
Ostern stehen bleiben. Das „Fastenopfer der Kinder‟ 
soll gemeinsam mit der Gemeindekollekte überwiesen 
werden. Es ist ausdrücklicher Wunsch der Bischöfe, 
dass die Kollekte zeitnah und ohne Abzug von den 
Gemeinden über die Bistumskassen an Misereor weiter-
geleitet wird. Eine pfarreiinterne Verwendung der Kol-
lektengelder, z. B. für eigene Partnerschaftsprojekte, 
ist nicht zulässig. Misereor ist den Spendern gegen-
über rechenschaftspflichtig. Sobald das Ergebnis Ihrer 
Kollekte vorliegt, geben Sie es bitte der Gemeinde mit 
einem herzlichen Wort des Dankes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das 
„Team Fastenaktion‟ bei Misereor, Tel.: 0241 / 442-
445, E-Mail: fastenaktion@misereor.de. Informatio-
nen finden Sie auf der Misereor-Homepage fastenak-
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tion.misereor.de. Dort stehen viele Materialien zum 
kostenlosen Download bereit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden 
bei: MVG, Tel.: 0241 / 47986100, E-Mail: bestel-
lung@eine-welt-shop.de und misereor-medien.de.

Nr. 31	 Gottesdiensthilfen für die Österliche 
Bußzeit und Ostern

Das Deutsche Liturgische Institut (DLI) bietet für die 
Österliche Bußzeit und die Feier von Ostern einige 
Modelle und Materialien an, die auch die Pandemie-
situation berücksichtigen: beispielsweise geistliche 
Impulse für die Sonntage der Fastenzeit als Falt-
blatt zum Auslegen in der Kirche, ein Gebetsheft 
für die Heilige Woche, eine Hilfe für eine meditative 
Ölbergstunde mit Gesängen aus Taizé. Für Gemein-
degottesdienste aber auch für das persönliche Beten 
zu Hause eignet sich die Vorlage für ein Leseora-
torium: Die Klagelieder. Wie in jedem Jahr wird es 
auch ein Modell für einen Bußgottesdienst geben. 
Anregungen zur Osterfeier mit Kindern in Kindergar-
ten, Grundschule und zu Hause (Emmaus) ergänzen 
eine Handreichung für Kinder im Palmsonntags-Got-
tesdienst. Für einen analogen Ostergruß wird es 
Osterkarten mit verschiedenen Motiven geben.

Eine Übersicht findet sich ab Februar 2021 unter 
www.liturgie.de (Corona-Praxis) und im Online-
Shop: shop.liturgie.de.

Nr. 32	 Firm- und Visitationstermine

Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck:

Visitation:

Pfarrei St. Judas Thaddäus, Duisburg 
26.02. bis 23.06.2021

Firmungen:

Pfarrei St. Josef, Essen Ruhrhalbinsel 
20.03. und 21.03.2021

Propstei St. Clemens, Oberhausen 
29.05.2021, 
11.06., 12.06. und 20.06.2021, 
05.12. und 11.12.2021

Pfarrei St. Lambertus, Essen 
26.06. und 27.06.2021,08.10. und 09.10.2021

Pfarrei St. Judas Thaddäus, Duisburg 
27.08. und 28.08.2021

Pfarrei St. Medardus, Lüdenscheid 
12.09.2021

Propstei St. Lamberti, Gladbeck 
05.11. und 21.11.2021

Pfarrei St. Johann Baptist, Essen 
06.11.2021

Pfarrei Liebfrauen, Duisburg 
07.11.2021

Pfarrei St. Maria Immaculata, Meinerzhagen 
14.11.2021

Pfarrei St. Nikolaus, Essen 
26.11. und 27.11.2021

Weihbischof Ludger Schepers

Firmung und Visitation:

Pfarrei St. Laurentius, Essen 
12.04. bis 25.06.2021 (Visitation) 
07.03. und 14.03.2021 (Firmung)

Propstei St. Urbanus, Gelsenkirchen 
23.08. bis 04.10.2021 (Visitation) 
17.09., 18.09. und 19.09.2021 (Firmung)

Pfarrei St. Antonius, Essen 
25.10. bis 10.12.2021 (Visitation) 
27.02., 28.02. und 29.10.2021 (Firmung)

Firmung

Propstei St. Pankratius, Oberhausen 
09.05.2021

Pfarrei St. Marien, Oberhausen 
29.05. und 30.05.2021

Propstei St. Marien, Schwelm – Gevelsberg – 
Ennepetal 
12.06. und 13.06.2021

Propstei St. Peter und Paul, Bochum 
19.06. und 20.06.2021

Pfarrei St. Peter und Paul, Witten – Sprockhövel – 
Wetter 
04.09. und 05.09.2021

Propstei St. Urbanus, Gelsenkirchen 
17.09., 18.09. und 19.09.2021

Pfarrei St. Michael, Werdohl 
05.11.2021

Pfarrei St. Matthäus, Altena – Nachrodt – Wibling-
werde 
06.11.2021

Propstei St. Johann, Duisburg 
07.11. und 13.11.2021

Propstei St. Ludgerus, Essen-Werden 
19.11., 20.11. und 21.11.2021

Propstei St. Gertrud, Bochum-Wattenscheid 
04.12. und 05.12.2021
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Pfarrei Liebfrauen, Bochum 
10.12., 11.12. und 12.12.2021

Pfarrei St. Gertrud, Essen 
Firmung findet in 2021 nicht statt

Weihbischof Wilhelm Zimmermann

Firmungen:

Propstei St. Cyriakus, Bottrop 
28.02.2021 – Termin aus 2020

Propstei St. Augustinus – Pfarrei St. Joseph, 
Gelsenkirchen 
03.03., 04.03., 05.03., 06.03. und 07.03.2021

Pfarrei St. Franziskus, Bochum 
17.04. und 18.04.2021

Pfarrei St. Marien, Bochum-Stiepel 
05.06. und 06.06.2021

Pfarrei St. Peter und Paul, Hattingen 
12.06. und 13.06.2021

Pfarrei Herz-Jesu, Oberhausen 
18.06. und 19.06.2021

Pfarrei St. Laurentius, Plettenberg 
20.06.2021

Propstei St. Gertrud, Bochum-Wattenscheid  
26.06. und 27.06.2021 – Termin aus 2020

Pfarrei St. Josef, Essen-Frintrop 
17.09. und 18.09.2021

Pfarrei Christus König, Halver 
24.09.2021

Pfarrei St. Hippolytus, Gelsenkirchen-Horst 
25.09. und 26.09.2021 – Termin aus 2020

Pfarrei St. Joseph, Bottrop 
05.11. und 06.11.2021 – mit Termin aus 2020

Propstei St. Cyriakus, Bottrop 
07.11.2021

Pfarrei St. Michael, Duisburg 
14.11.2021

Pfarrei St. Mariä Himmelfahrt, Mülheim 
19.11. und 20.11.2021

Pfarrei St. Barbara, Mülheim 
21.11.2021

Pfarrei St. Dionysius, Essen 
27.11.2021

Pfarrei St. Mariä Geburt, Mülheim 
04.12.2021

Visitationen 2021

Propstei St. Cyriakus, Bottrop 
Ende November / Anfang Dezember 2021

Pfarrei St. Josef, Bottrop 
Ende November / Anfang Dezember 2021

Pfarrei St. Mariä Geburt, Mülheim 
Ende Mai / Anfang Juni 2021

Kirchliche Nachrichten 

Nr. 33	 Personalnachrichten

Am Sonntag, 20. Dezember 2020, verstarb Maria 
Agnes Lehner.

Die Verstorbene wurde am 17. Juni 1925 in Alteg-
lofsheim bei Regensburg geboren, wo sie auch auf-
gewachsen ist.
Nach dem Abitur an der städtischen Mädchenober-
schule in Regensburg im Jahr 1944 machte sie 
zunächst eine Ausbildung zur Gärtnerin bevor sie 
1950 in den Orden der Lioba-Schwestern in Sin-
gen am Bodensee eintrat. Nach ihrer Ausbildung 
zur Katechetin von 1954 bis 1959 in Beuron lei-
tete sie von 1963 bis 1969 das Mädchenwohnheim 
St. Lioba.
Vor Ablegung der Ewigen Gelübde verließ sie im April 
1969 den Orden und zog nach Gelsenkirchen, wo sie 
nach einer Ausbildung zur Krankenpflegehelferin in 
der Pfarrei St. Hippolytus in Gelsenkirchen-Horst von 

1972 bis zum Eintritt in ihren Ruhestand 1987 als 
Gemeindereferentin tätig war. 
Zwischenzeitlich wurde Frau Lehner Mitglied der 
Gemeinschaft Christlichen Lebens (GCL).
Mit Beginn ihres Ruhestandes ist sie in ihre Hei-
mat Regensburg zurückgegangen und hat dort viele 
Jahre ehrenamtlich als Krankenhausseelsorgerin 
mitgearbeitet.
Solange es ihre Gesundheit zuließ, hat Frau Leh-
ner Kontakt zum Bistum Essen und zu ihrer Berufs-
gruppe gehalten.
Ihre letzte Ruhestätte fand sie im Gemeinschafts-
grab der Gemeinschaft Christlichen Lebens auf dem 
Hermann Friedhof in Augsburg.

Am Mittwoch, 20. Januar 2021, verstarb P. Edmund 
Strauch MSC.

Der Verstorbene, der in den zurückliegenden Jah-
ren im Konvent der Herz-Jesu-Missionare in Müns-
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ter-Hiltrup gelebt hat, wurde am 6. April 1938 in 
Brachelen, Kreis Heinsberg, geboren und am 6. April 
1964 zum Priester geweiht. Seine Ewige Profess für 
die Gemeinschaft der Herz-Jesu Missionare hat er 
am 13. Mai 1959 gefeiert.
Nach seiner Weihe war P. Strauch zunächst als 
Seelsorger in Neuss eingesetzt. Von 1974 bis 2007 
übernahm P. Strauch priesterliche und seelsorg-
liche Dienste im Bistum Essen. Zunächst war er 
als Pastor der Pfarrei B.M.V. Matris Dolorosae in 
Bochum-Stiepel eingesetzt, wo er u.a. an der Wall-
fahrtskirche tätig war. Von 1988 an übernahm er 
die Aufgabe als Pfarrvikar mit dem Titel Pastor der 
Expositur Mariä Empfängnis in Hattingen-Breden-
scheid und war nach der Neuerrichtung der Pfarrei 
St. Peter und Paul in Hattingen als Pastor der Pfarrei 
eingesetzt.
Nach mehr als drei Jahrzehnten als Seelsorger für 
die Menschen in Bochum und Hattingen und über 
vier Jahrzehnten des aktiven priesterlichen Dienstes 
kehrte P. Strauch im Herbst 2007 in das Missions-
haus Hiltrup zurück. Seinen Ruhestand verbrachte 
er dort und später im Altenpflegeheim „Haus Fran-
ziska“ in Hiltrup. Seine gesundheitliche Situation und 
die damit verbundenen Einschränkungen ertrug er 
geduldig.
Seine letzte Ruhestätte fand er auf dem Klosterfried-
hof in Münster-Hiltrup.

Am Donnerstag, 21. Januar 2021, verstarb Christa 
Blokesch.

Die Verstorbene wurde am 29. August 1957 in Essen 
geboren.
Nach dem Studium am Seminar für Religionspäd-
agogik und Gemeindepastoral in Koblenz-Metter-
nich absolvierte Frau Blokesch ab August 1978 das 
Berufspraktische Jahr in der seinerzeitigen Pfarrei 
St. Meinolphus-Mauritius in Bochum und war dort bis 
zum Sommer 1983 tätig. 
Seit Januar 1984 arbeitete sie als Gemeinderefe-
rentin in der Gemeinde St. Ludgerus in Gelsenkir-
chen-Buer, bevor sie im Jahr 1989 in die Pfarrge-
meinde St. Georg in Essen-Heisingen versetzt wurde. 
Zum 1. Juni 1994 wechselte sie in die Gemeinden St. 
Barbara und St. Georg nach Duisburg-Hamborn. Im 
Jahr 1996 trat sie ihren Dienst als Gemeindereferen-
tin in den Gemeinden St. Dionysius in Duisburg-Mün-
delheim und Herz Jesu in Duisburg-Serm an. Zusätz-
lich wurde sie im Jahr 2004 für die Gemeinde St. 
Barbara in Duisburg-Ungelsheim-Hüttenheim beauf-
tragt. Im Mai 2019 wurde ihr die Koordination der 
Regionen Duisburg-Ungelsheim und Duisburg-Bis-
singheim übertragen.
Frau Blokesch war eine Seelsorgerin, die mit viel 
Herzblut ihren Dienst versah. Der Kontakt zu ihrer 
Berufsgruppe und die Weiterentwicklung des Berufes 

der Gemeindereferentin bzw. des Gemeindereferen-
ten waren ihr wichtig. So war sie über viele Jahre 
als Regionalsprecherin aktiv und gründete 1989 den 
Berufsverband der Gemeindereferent/inn/en im Bis-
tum Essen, dessen 1. Vorsitzende sie lange Zeit war.
Ihre letzte Ruhestätte fand sie auf dem Friedhof in 
Duisburg-Serm.

Am Dienstag, 2. Februar 2021, verstarb Gerhard 
Lenski.

Der Verstorbene, der zuletzt in Niederkassel-Mondorf 
gewohnt hat, wurde am 5. Februar 1939 in Thier-
gart / Ermland geboren und am 22. Februar 1964 in 
Essen zum Priester geweiht.
Nach seiner Weihe war Gerhard Lenski zunächst 
als Kaplan in der Pfarrei St. Ludgerus in Gelsen-
kirchen-Buer eingesetzt und ab September 1965 
für einige Monate als Krankenhausseelsorger im 
St.-Josef-Krankenhaus in Essen Werden. Von 1966 
an erfolgten weitere Einsätze als Kaplan in der Pfar-
rei Heilig Kreuz in Bottrop, in St. Maria Rosenkranz 
in Essen-Bergeborbeck und in St. Michael in Duis-
burg-Meiderich.
Im April 1981 wurde Gerhard Lenski als Pfarrer der 
Pfarrei St. Marien in Bochum-Langendreer ernannt. 
Von März 1982 an begleitete er auch als Präses die 
Kolpingsfamilie Bochum-Langendreer. Im Juni 2002 
wurde er als Stadtfrauenseelsorger und Stadtprä-
ses der Kath. Frauengemeinschaft in Bochum beauf-
tragt. Von März 2003 an übernahm er als Pfarrad-
ministrator auch die Leitung der seinerzeitigen Rek-
toratspfarrei St. Ludgerus in Bochum-Langendreer.
Mit der Neuerrichtung der Pfarrei Liebfrauen in 
Bochum im Jahr 2008 erfolgte die Ernennung als 
Pastor mit der eigenverantwortlichen Wahrneh-
mung der Seelsorge für die Gemeinde St. Marien in 
Bochum-Langendreer.
Zu seinem Eintritt in den Ruhestand zum 1.12.2012 
wurde Gerhard Lenski als Pastor im besonderen 
Dienst ernannt. Im darauffolgenden Jahr zog er nach 
Niederkassel und übernahm hier als Subsidiar pries-
terliche Dienste in den Pfarreien in Bornheim im Erz-
bistum Köln.
Über mehr als 30 Jahre hat Gerhard Lenski als 
Pfarrer und Pastor in Bochum-Langendreer seine 
Gemeinden engagiert begleitet. Mehr als fünf Jahr-
zehnte hat er als Seelsorger mit Herzblut in sei-
nem Heimatbistum Essen und im Erzbistum Köln 
gewirkt. 
Seine letzte Ruhestätte fand er auf der Priestergruft 
des Friedhofs Stiftsstraße in Bochum-Langendreer.

Wir gedenken der Verstorbenen in der Feier der 
Eucharistie und im Gebet.

R.I.P
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